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Der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma 
setzt sich seit 2004 gemeinsam mit seinen 
Landesverbänden bei der Bundesregierung 
und den Bundesländern dafür ein, dass die  
derzeit schätzungsweise 2.600 in Deutsch-
land liegenden Grabstätten NS-verfolgter 
Sinti und Roma dauerhaft als Familien- 
gedächtnisstätten und als öffentliche Lern- 
orte in staatliche Obhut genommen werden.
Für die Familien der Sinti und Roma ist 
der Erhalt der Grabstätten als geschützte 
Gedenkorte von großer Bedeutung, auch 
weil es für die meisten ihrer im National-
sozialismus ermordeten Angehörigen nir-
gendwo eine Grabstelle gibt. Gleichzeitig 
sind diese Grabstätten Plätze von histori-
scher Bedeutung und, aufgrund ihrer be-
sonderen Geschichte, öffentliche Lernorte 
vor allem dort, wo mit besonderen Grab- 
inschriften und -tafeln auf das Schicksal der  
Bestatteten hingewiesen wird. Die Erhal-
tung liegt hier auch im allgemeinen öffent-
lichen Interesse.

Über eine halbe Million Angehöriger unse- 
rer Minderheit sind im nationalsozialist- 
isch besetzen Europa im Holocaust ermor-
det worden. Sie wurden – ebenso wie die 
Juden – Opfer einer akribisch organisierten 
und durchgeführten Vernichtungspolitik, 
die in Konzentrations- und Vernichtungs-
lagern wie Auschwitz-Birkenau, Majdanek, 
Treblinka, Dachau und Bergen-Belsen und 
durch Mordaktionen der Einsatzgruppen 
in den von der Wehrmacht besetzten Gebie-
ten systematisch ins Werk gesetzt wurde. 
Das Ziel war die totale Vernichtung unse-
rer Min  derheit aus rassischen Gründen. So  
gibt es keine Familie der deutschen Sinti  
und Roma, die vom Holocaust nicht in 
existentieller Weise betroffen war. 

Der Völkermord bedeutete einen radikalen 
Bruch in der fast siebenhundertjährigen 
gemeinsamen Geschichte von Minderheit 
und Mehrheitsgesellschaft und hat die Iden- 
tität der Überlebenden und der nachfolgen-
den Generationen der deutschen Sinti und 
Roma nachhaltig geprägt. Sinti und Roma 
waren in Deutschland ebenso wie die Juden 
als normaler Bestandteil in der Bevölkerung  
integriert; so dienten sie beispielsweise als  
Soldaten in der Kaiserlichen Armee. Erst 
1982 wurde der Völkermord an den Sinti 
und Roma durch den damaligen Bundes- 
kanzler Helmut Schmidt offiziell anerkannt 

– bis dahin wurde den Angehörigen unserer 
Minderheit von den deutschen Behörden 
systematisch abgesprochen, Opfer national-
sozialistischer Verfolgung gewesen zu sein. 
Die Leugnung der NS-Unrechtsmaßnah-
men und der rassischen Verfolgung drückte  
sich exemplarisch in dem schlimmen Ur- 
teil des Bundesgerichtshofs von 1956 aus,  
das für die Überlebenden fatale Konsequen- 
zen hatte. Selbst an den Orten der Verfol- 
gung, wie den heutigen Mahn- und Gedenk-
stätten für die Opfer des Nationalsozialis-
mus, wurde der Holocaust an den Sinti 
und Roma über lange Zeit ignoriert. 

Vor dem Hintergrund dieser „äußeren“ Ver-
drängung des Holocaust aus dem Gedächt-
nis der deutschen Nachkriegsgesellschaft 
wurde die innerfamiliäre Erinnerung an  
die Verfolgung und das Gedenken an die 
ermordeten Familienangehörigen zu einem 
prägenden Bestandteil des Lebens und der  
kulturellen Identität der Minderheit. In die-
sem Zusammenhang kam den wenigen vor- 
handenen Grabstätten der NS-verfolgten 
Sinti und Roma eine besondere Bedeutung 
zu: Sie sind Familiengedächtnisstätten für  
die während des NS-Regimes verfolgten 
und ermordeten Mütter, Väter, Kinder und 
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weiteren Angehörigen. An diesen Grabstät- 
ten wird auch an diejenigen Verwandten 
erinnert, die keine Gräber haben, weil sie 
in den Krematorien der Vernichtungslager 
verbrannt wurden oder in anonymen Mas-
sengräbern liegen.

Dem Zentralrat sind Grabstätten bekannt, 
die von Familien ausschließlich zum Ge- 
denken an die ermordeten Angehörigen  
angelegt wurden und in denen nie jemand 
bestattet worden ist. Darüber hinaus haben 
viele Holocaustüberlebende die ihnen nach  
der Anerkennung des Völkermordes durch 
die Bundesrepublik Deutschland schließ-
lich zuerkannten Entschädigungszahlun-
gen oftmals vollständig in die Errichtung 
würdiger Familiengrabstätten investiert. 
Dies und die Anlage symbolischer letzter 
Ruhestätten zeigt wohl eindrücklicher als 
alles andere das unermessliche Leid und 
die Trauer über den gewaltsamen Tod der 
Angehörigen und das existentielle Bedürf-
nis der Überlebenden und der nachfolgen-
den Generationen nach würdigen Orten 
der Trauer und Erinnerung. 

Heute besteht die Gefahr, dass viele die- 
ser für die Identität von Sinti und Roma  
zentralen und wichtigen Grabstätten in  
Deutschland abgeräumt und eingeebnet 
werden. Damit würden nicht nur Familien- 
gedächtnisstätten zerstört, sondern auch 
zeitgeschichtlich bedeutsame und politisch- 
pädagogische Gedenkorte. Anders als im 
Falle jüdischer Friedhöfe, die nach mosa- 
ischem Recht für die Ewigkeit angelegt 
werden und auf denen sich meist auch die  
Gräber (in Deutschland beigesetzter) jüdi-
scher Überlebender der Shoah befinden, be- 
steht für Grabstätten NS-verfolgter Sinti  
und Roma, die für gewöhnlich auf den Fried- 
höfen ihrer jeweiligen Heimatgemeinden 

in Deutschland bestattet sind, bisher kein  
vergleichbares, ewiges Ruherecht. Die gel-
tenden Friedhofsordnungen sehen nach 
dem Ablauf einer bestimmten Ruhezeit die  
Einebnung von Grabstätten vor. In ande-
ren Fällen werden Verlängerungsgebühren 
gefordert, die von den Betroffenen nicht 
getragen werden können, oder es sind kei-
ne Angehörigen mehr vorhanden, die die 
Grabpflege leisten können.

Diese Grabstätten fallen auch nicht unter 
das sogenannte „Gesetz über die Erhaltung  
der Gräber von Krieg und Gewaltherrschaft“,  
nach dem neben den Soldatengräbern aus 
dem Ersten und dem Zweiten Weltkrieg 
auch die Gräber aller bis Ende März 1952 
verstorbenen Opfer nationalsozialistischer  
Gewaltmaßnahmen erhalten werden. Die 
lange Leugnung des Völkermordes an un-
serer Minderheit ist der Grund dafür, dass 

– nach unserem Kenntnisstand – kein ein-
ziges Grab der Sinti und Roma in Deutsch-
land auf der Grundlage des Gräbergesetzes 
erhalten wird. 

Durch den Holocaust ist der Erhalt der 
Grabstätten für die deutschen Sinti und 
Roma wichtiger Bestandteil ihrer kulturel- 
len Identität geworden. Deshalb ist das am 
22. Juli 1997 im Bundestag beschlossene 

„Gesetz zu dem Rahmenübereinkommen 
des Europarates zum Schutz nationaler Min- 
derheiten“ die Rechtsgrundlage für eine 
entsprechende Regelung. Mit der Ratifizie- 
rung verpflichtete sich die Bundesregie-
rung, die Bedingungen zu fördern, die es 
Angehörigen nationaler Minderheiten er-
möglicht, „ihre Kultur zu pflegen und wei-
terzuentwickeln und die wesentlichen Be-
standteile ihrer Identität (…) zu bewahren.“
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Im April 2009 brachte Bundeskanzlerin 
Angela Merkel in einem Gespräch mir ge-
genüber ihr großes Verständnis für unsere  
Forderung zum Erhalt der Grabstätten zum  
Ausdruck. Neben den Ministerpräsidenten  
unterstützen auch die kommunalen Spit-
zenverbände ausdrücklich eine Regelung, 
damit diese Grabstätten in öffentliche Ob- 
hut genommen werden. Am 12. Oktober 
2012 fasste der Bundesrat auf Initiative  
des damaligen Bundesratspräsidenten Horst  
Seehofer einstimmig einen Beschluss zum 
Erhalt der Grabstätten NS-verfolgter Sinti 
und Roma. In diesem forderte der Bundes-
rat die Bundesregierung auf „sicherzustel- 
len, dass die in Deutschland liegenden Gräber  
der Opfer nationalsozialistischer Gewalt-
maßnahmen, die nicht unter den Schutz 
des Gräbergesetzes fallen, öffentlich ge-
pflegt und auf Dauer erhalten werden.“

Zwischenzeitlich haben einige Landesre- 
gierungen mit unseren Landesverbänden 
einen Staatsvertrag, bzw. vertragliche Ver- 
einbarungen abgeschlossen, die den Min-
derheitenschutz nach dem Rahmenüber-
einkommen des Europarates umsetzen. In  
diesen wird ausdrücklich auch die Sicher- 
stellung des Erhalts der Grabstätten als 
politisches Ziel vereinbart. Dies sind ohne 
Frage wichtige Initiativen für den Erhalt 
der Gräber. Die kommunale Praxis unter-
scheidet sich jedoch stark von Bundesland 
zu Bundesland und auch innerhalb einzel-
ner Bundesländer setzen die Kommunen 
die Vorgaben aus den Staatsverträgen un-
einheitlich um, da diese keine rechtliche 
Verbindlichkeit haben.

Unsere besondere Anerkennung gilt in die-
sem Zusammenhang der Freien und Hanse-
stadt Hamburg und dem Freistaat Bayern. 
Beide Länder haben in vorbildlicher Weise 

Regelungen zum Erhalt der Grabstätten 
verabschiedet, die auch eine Kostentragung  
beinhalten. Hamburg setzt seit dem Jahr 2011  
eine individuelle Regelung zum Schutz der 
Grabstätten NS-verfolgter Sinti und Roma 
um, die sicherstellt, dass die Gräber auch  
nach Ablauf der regulären Ruhezeiten dauer- 
haft erhalten bleiben. Die Bayerische Staats- 
kanzlei vereinbarte am 11. März 2016 auf 
Initiative von Ministerpräsident Horst See- 
hofer mit dem Zentralrat Deutscher Sinti 
und Roma, dem Verband Deutscher Sinti  
und Roma, Landesverband Bayern und der  
Stiftung Bayerische Gedenkstätten eine  
Regelung zum Erhalt der Grabstätten in 
Bayern. Ministerpräsident Seehofer betonte  
anlässlich der Verabschiedung der bayeri-
schen Regelung, dass der „würdige Erhalt  
der Grabstätten ein verantwortlicher Um- 
gang mit historischer Schuld“ sei. Der Zen- 
tralrat begrüßt die Initiativen von Hamburg 
und Bayern, die damit die Verpflichtungen 
aus dem Rahmenübereinkommen des Eu-
roparats konkret umsetzen. Beide Länder 
verstehen diese Interimslösung jedoch auch  
als eine Aufforderung an den Bund, Verant- 
wortung zu übernehmen. Eine bundesweit  
einheitliche Regelung zum Erhalt der Grä- 
ber in Deutschland, die sowohl den Fami-
lien als auch den Kommunen im gesamten 
Bundesgebiet Sicherheit bietet, ist drin-
gend erforderlich. 

Wir sind deshalb sehr froh, dass die Bun-
desregierung jetzt nach den langjährigen 
Verhandlungen mit Bund, Ländern und 
Kommunen bei einem Gespräch mit dem 
Zentralrat am 3. September 2015 zugesagt 
hat, dass es nun eine mit Bund und Län-
dern abgestimmte Regelung zum Erhalt 
dieser besonderen Grabstellen geben soll. 
Diese vertragliche Regelung soll bis zum 
Frühjahr 2016 von der Bundesregierung 
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erarbeitet und dem Beratenden Ausschuss 
für Fragen der deutschen Sinti und Roma 
beim Bundesministerium des Innern vor-
gelegt werden.

Mit der vorliegenden Dokumentation möch- 
ten wir nochmals den Hintergrund dieses 
für unsere Minderheit so überaus wichti-
gen Anliegens erläutern. Aufgezeigt wer-
den soll der Stand der Umsetzung in den 
verschiedenen Bundesländern, die unter-
schiedlichen derzeit gegebenen Möglich-
keiten für den Erhalt und ein Überblick 
über die seit 2004 andauernden Verhand-
lungen des Zentralrats mit Bund, Ländern 
und Kommunen in dieser Sache. 

Die Broschüre soll jedoch auch und ganz 
besonders einen Eindruck von den Grab-
stellen vermitteln, deren Erhalt wir an- 
streben. Die Fotografien, die wir für diese 
Dokumentation ausgewählt haben, geben 
einen repräsentativen Überblick über die 
regional zum Teil sehr unterschiedlich ge- 
stalteten Grabmale, die eines gemeinsam 
haben: Sie sind die Zeugen des Völkermords 
an den Sinti und Roma und als solche ein 
Vermächtnis für unsere Demokratie und 
unseren Rechtsstaat.





Schutz und Erhaltung 
der Grabstätten 

von Sinti und Roma  
 

Jara Kehl
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↘ Familiengedächtnisstätte der Familie Eckstein in Vöhringen. 

In dem Grab ist das Ehepaar Albert und 

Berta Eckstein bestattet. Auf dem an 

der Stirnseite befindlichen Holzkreuz 

wird namentlich an 15 Angehörige der 

Familie Eckstein erinnert, die in den 

Konzentrations- und Vernichtungsla-

gern Auschwitz-Birkenau, Sachsenhau-

sen und Natzweiler ermordet wurden. 

Die Mitglieder der Familie Eckstein sind  

Nachfahren einer bekannten Musiker- 

familie aus Zeihard bei Darmstadt, die 

bereits im 17. Jahrhundert in der städti-

schen Chronik erwähnt wurde. 

Die Familie ließ sich 1935 in Vöhringen 

an der Iller nieder, wo sie durch ihr  

musikalisches Können weit über die 

1 Das in den Bildunterschriften geschilderte Verfolgungs-

schicksal der Bestatteten wurde in der Regel durch 

Entschädigungsakten der Landesentschädigungsämter, 

bzw. über das Dokumentenarchiv des Internationalen Such-

dienstes in Bad-Arolsen (ITS) rekonstruiert. Die Abbildung 

der Grabstätten in dieser Broschüre erfolgt mit freundlicher 

Genehmigung der Angehörigen.

Stadt hinaus Bekanntheit erlangte.  

Im Jahr 1939 wurde die Familie aus 

rassischen Gründen durch die Reichs-

musikkammer mit einem Auftritts- 

verbot belegt. 17 Mitglieder der Familie 

wurden im März 1943 von Vöhringen 

aus in verschiedene Konzentrations- 

lager verschleppt. 1 
© Rolf Eckstein
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1
Aktuelle Situation  
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Eine von den jeweiligen Landesverbänden 
Deutscher Sinti und Roma ergänzte Um-
frage des Zentralrats innerhalb der Min-
derheit aus dem Jahre 2009 ergab, dass 
in Deutschland gegenwärtig etwa 2.600 
Grabstätten NS-verfolgter Sinti und Roma 
existieren.2 Die Ergebnisse der Umfrage wur- 
den den Landesregierungen aufgeschlüs- 
selt nach den jeweiligen Bundesländern zur 
Verfügung gestellt. Wir gehen davon aus, 
dass mit der Erhebung schätzungsweise 
75 bis 80 Prozent der derzeit existierenden 
Grabstellen erfasst wurden. Hinzu kom-
men zukünftig die Grabstätten der heute 
noch lebenden Verfolgten des NS-Regimes. 
Die meisten (mind. 90 Prozent) haben noch 
Laufzeiten von 5 bis über 20 Jahren.

Derzeit bearbeitet der Zentralrat bundes- 
weit ca. 200 aktuelle Fälle, bei denen Grab- 
nutzungsrechte abgelaufen sind. Hinzu 
kommen weitere Vorgänge bei unseren 
Landesverbänden. Im Falle abgelaufener 
Ruhezeiten wendet sich der Zentralrat in  
enger Absprache mit den Familien an die  
jeweilige Stadt oder Kommune, bzw. kirch- 
lichen Friedhofsträger und beantragt den 
Erhalt der betroffenen Grabstätten. Darü-
ber hinaus wird der Zentralrat tätig, wenn 
aus unterschiedlichen Gründen Umbettun- 
gen zum Erhalt der Grabstätten notwen-
dig werden. 

2 Die Umfrageergebnisse des Zentralrats (hier ohne 

ergänzende Angaben durch die Landesverbände) 

ergaben folgende Verteilung der Grabstätten nach 

Bundesländern: Baden-Württem berg 257, Bayern 559, 

Berlin 15, Bremen/Bremerhaven 79, Hamburg 113,  

Hessen 261, Niedersachsen 219, Nordrhein-Westfalen 

439, Rheinland-Pfalz 214, Saarland 46, Sachsen 3, 

Sachsen-Anhalt 15, Schleswig-Holstein 56, Thüringen 5.

Bundesweit wurden – auch in Umsetzung 
der von den jeweiligen Landesregierun- 
gen mit unseren Landesverbänden geschlos- 
senen vertraglichen Vereinbarungen – in  
einer Vielzahl von Fällen von kommuna- 
len und kirchlichen Trägern bereits Ent-
scheidungen zum dauerhaften Erhalt der  
Gräber ohne Gebührenlast getroffen. Dies 
geschieht auf Grundlage der jeweiligen 
Friedhofsverordnungen auf unterschied-
liche Weise. Die Grabstätten werden als 
Ehren-, oder Dauergräber erhalten, oder 
unter Denkmalschutz gestellt. In den üb-
rigen aktuellen Fällen, in denen die Grab-
rechte jetzt abgelaufen sind, wurden die 
Entscheidungen über Gebühren und die 
Erhaltung im Hinblick auf die angestreb-
te allgemeine Regelung ausgesetzt.

In den Bundesländern Hamburg und Bay-
ern wurden auf Landesebene Regelungen 
zum Erhalt der Grabstätten getroffen, die 
auch eine Kostentragung beinhalten. Die 
Landesregierungen verstehen diese explizit 
als Übergangslösungen bis zum Vorliegen 
einer bundesweit einheitlichen Regelung 
in der Sache (siehe Kapitel 4).
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2
Die bisherigen Bemühungen 

des Zentralrats
  um den Erhalt der Gräber  
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Die Initiative des Zentralrats und seiner 
Landesverbände für den dauerhaften Er- 
halt der Grabstätten von im Nationalsozi- 
alismus verfolgten Sinti und Roma fand 
von Anbeginn eine breite Unterstützung 
in Politik und Gesellschaft. Ein erster Mei- 
lenstein war in diesem Zusammenhang  
die am 25.07.2005 zwischen der rhein- 
land-pfälzischen Landesregierung und dem  
Verband Deutscher Sinti und Roma, Landes-
verband Rheinland-Pfalz e.V., geschlosse-
ne Rahmenvereinbarung, in der die Lan- 
desregierung ihren Willen zum Ausdruck 
brachte, dass „in Anbetracht des national-
sozialistischen Völkermordes an den Sinti 
und Roma hinsichtlich der Genehmigung 
von Grabstätten vertretbare Ausnahmeent- 
scheidungen geprüft werden sollten.“ 
Der Zentralrat führte in den folgenden Jah-
ren gemeinsam mit seinen Landesverbän-
den zahlreiche Gespräche mit Vertretern 
der kommunalen Spitzenverbände, den 
Ministerpräsidenten der Länder und Ver-
tretern der Bundesregierung mit dem Ziel, 
eine mit Bund, Ländern und Kommunen 
abgestimmte Regelung zum Erhalt der 
Grabstätten herbeizuführen.
Im Folgenden sollen die wichtigsten Etap-
pen und Ergebnisse unserer Bemühungen 
aufgezeigt werden:

→ Am 2. Dezember 2008 appellieren 
der Präsident des Deutschen Städtetages,  
Christian Ude, und der Präsident des Städte-  
und Gemeindebundes, Christian Schramm, 
an die Bundesregierung und die Minister-
präsidenten der Länder, die betroffenen 
Gräber in öffentliche Obhut zu nehmen 
und dauerhaft zu schützen. 

→ Am 4. März 2009 trifft der Vorsitzende 
des Zentralrats, Romani Rose, mit Bundes- 
kanzlerin Angela Merkel in Berlin zusam-

men. Bei dem Gespräch bringt die Bundes-
kanzlerin ihr Verständnis für das Anlie-
gen zum Ausdruck und sagt eine Prüfung 
durch das zuständige Ministerium zu. 

→ Am 26. Juni 2009 empfiehlt der Deut-
sche Städtetag in einem Rundbrief (Az.: 
71.06.03 D) allen seinen Mitgliedern und 
Verbänden, Grabstätten, bei denen die Ruhe- 
rechte abgelaufen sind, bis zu einer bun-
desweiten Regelung ohne Gebührenlast 
zu erhalten.

→ Anlässlich der Gedenkstunde zu Ehren 
der Holocaustopfer der Sinti und Roma im  
Bundesrat übergibt am 17. Dezember 2010 
eine Delegation von 22 Holocaustüberle-
benden einen Appell an Frau Bundesrats-
präsidentin Hannelore Kraft, damit von 
Seiten des Bundesrates eine Initiative zum 
Erhalt der Grabstätten ergriffen wird. Der 
Appell wird auch von zahlreichen Persön-
lichkeiten aus Gesellschaft und Politik in  
Deutschland unterzeichnet, darunter Vor-
sitzende mehrerer jüdischer Gemeinden 
und Organisationen und eine Gruppe von  
26 Bundestagsabgeordneten aus allen Frak- 
tionen und aus Fraktionsvorständen. Un-
ter den Unterzeichnern finden sich weiter 
Vertreter von Wirtschaft und Medien, die 
Oberbürgermeister mehrerer Großstädte 
und die Vorstände von Verfolgtenorgani-
sationen aus Deutschland und dem euro-
päischen Ausland.

→ Am 25. Mai 2011 übersendet der Zent-
ralrat auf Bitte von Bundesratspräsidentin 
Hannelore Kraft dem Bundesrat die kon-
kreten Daten seiner im Jahr 2009 durch-
geführten Umfrageergebnisse zur Anzahl 
der Grabstätten in den einzelnen Bundes-
ländern. Die Landesregierungen wollen 
anhand dieser Daten auf die betroffenen 
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Kommunen und kommunalen Friedhofs-
träger zugehen, um die Möglichkeiten für 
eine positive Regelung auszuloten.

→ Am 26. Oktober 2011 findet im fraktions-
übergreifenden „Gesprächskreis Minder - 
heitenfragen“ beim Innenausschuss des 
Deutschen Bundestages ein Fachgespräch 
zur „Rahmenstrategie der Europäischen 
Union für die Verbesserung der Lage von 
Roma in Europa“ statt. Der Zentralrat legt 
in diesem Zusammenhang ein Positions-
papier mit dem Titel „Gleichberechtigte 
Teilhabe für Sinti und Roma in Deutsch-
land“ vor, in dem auch der Erhalt der Grab- 
stätten NS-verfolgter Sinti und Roma gefor- 
dert wird.3 Der Präsident des „Beratenden 
Ausschusses zum Rahmenübereinkommen  
des Europarats“, Professor Rainer Hofmann,  
appelliert in einem Statement ausdrücklich  
an die Bundesregierung, die Gräber NS-ver- 
folgter Sinti und Roma zu erhalten.

→ Der „Ausschuss für Familie, Senioren,  
Frauen und Jugend“ im Deutschen Bundes- 
tag berät im Rahmen des von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Gräber- 
gesetzes am 21. Oktober 2011 über die 
Forderung des Zentralrats nach einem 
dauerhaften Ruherecht verstorbener NS-
Opfer aus den Reihen der Sinti und Roma 
und beruft dazu am 2. Dezember 2011 ein 

„Fachgespräch auf Berichterstatterebene“ 
ein, bei dem u.a. die “Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes – Bund der Anti-
faschistinnen und Antifaschisten” (VVN-
BdA) als Expertin geladen wird. Die VVN 
spricht sich ausdrücklich für den Schutz 
der betroffenen Grabstellen aus.

3 Das Papier ist unter folgendem Link abrufbar: 

http://zentralrat.sintiundroma.de/content/downloads/

stellungnahmen/3Positionspapier.pdf

→ Am 6. Dezember 2011 verabschiedet der 
Bundestag die Gesetzesänderung ohne die 
vom Zentralrat vorgeschlagene Regelung.

→ Am 15. Dezember 2011 veröffentlicht 
der Zentralrat anlässlich der Gedenkstun-
de zu Ehren der Holocaustopfer der Sinti 
und Roma im Bundesrat seinen im Jahr  
zuvor der Bundesratspräsidentin überreich- 
ten Appell zum Erhalt der Grabstätten mit 
den Namen der Erstunterzeichner in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung. Am sel-
ben Tag sagt Bundesratspräsident Horst 
Seehofer eine Gesetzes- oder Beschlussin-
itiative des Bundesrates zum Gräbererhalt 
zu. Alle Ländervertreter stimmen der Ver-
fahrensweise zu. 

Quelle: Berliner Zeitung vom 11.09.2012
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Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15.12.2011 
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→ Die Bundesländer Baden-Württemberg, 
Bayern und Thüringen bringen am 12. Sep-
tember 2012 einen Entschließungsantrag 
zum dauerhaften Erhalt der Grabstätten 
(BR-Drucksache 543/12, 12.09.2012) in den 
Bundesrat ein.

→ Am 12. Oktober 2012 fasst der Bun- 
desrat einstimmig den Beschluss für den 

„Dauerhaften Erhalt der Gräber der Opfer - 
nationalsozialistischer Gewaltmaßnahmen“  
(BR-Drucksache 543/12). Darin wird die 
Bundesregierung aufgefordert „sicherzu-
stellen, dass die in Deutschland liegenden 
Gräber der Opfer nationalsozialistischer 
Gewaltmaßnahmen, die nicht unter den 
Schutz des Gräbergesetzes fallen, öffent- 
lich gepflegt und auf Dauer erhalten wer-
den. Dazu soll der Bund entsprechende Mit-
tel bereitstellen.“ 

→ Die Bundesregierung (BMFSFJ) lehnt am  
18. März 2013 in einer Erklärung den Vor-
schlag des Bundesrates ab. Dabei beruft sich 
das BMFSFJ primär auf die Regelungen des  
Gräbergesetzes und insbesondere auf die 
dort festgesetzte Stichtagsregelung, die eine 
Kausalität von Verfolgung und Tod als Defi-
nition für die Opfereigenschaft zu Grunde 
legt. Diese Kausalität stellt die Bundes-
regierung für alle nach dem Stichtag des 
Gräbergesetzes Verstorbenen in Frage. Das  
Familienministerium bringt jedoch gleich- 
zeitig zum Ausdruck, dass ihm „sehr daran 
gelegen [ist], eine Lösung zu finden, die 
alle Betroffenen zufrieden stellt.“ 

→ In seiner Antwort vom 15. April 2013 
weist der Zentralrat die von der Bundes- 
regierung behauptete fehlende Kausalität 
von Tod und Verfolgung zurück: 

Quelle: Mitteldeutsche Zeitung  

vom 11.10.2012 
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Viele Holocaustüberlebende der Sinti und 
Roma seien auch nach dem 31.03.1952 an  
den Folgen der Verfolgung gestorben. Die 
gesetzlichen Bestimmungen des Bundes- 
entschädigungsgesetzes trügen dieser Tat- 
sache Rechnung, wenn auf Grund der fest- 
gestellten Zusammenhänge von Verfol- 
gungsschäden mit dem Tod Witwen- bzw. 
Witwerrenten gewährt wurden. Darüber 
hinaus seien auch vor dem Stichtag des 
Gräbergesetzes keine Grabstätten von Sinti  
und Roma in staatliche Obhut genommen 
worden, weil der Völkermord erst 1982 
durch die Bundesregierung anerkannt wor- 
den ist. In seiner Stellungnahme fordert 
der Zentralrat den Bundesrat auf, nötigen- 
falls eine eigene Gesetzesinitiative zu ver-
abschieden, in der bestimmt wird, dass die  
örtlichen Friedhofsträger „ungeachtet der  
Bestimmungen der §§ 1-9 Gräbergesetz für  
während der nationalsozialistischen Gewalt- 
herrschaft verfolgte Sinti und Roma auf An- 
trag ein dauerhaftes Grabrecht gewähren.“

→ Der Deutsche Städtetag spricht sich am 
10. September 2013 in einem Rundbrief 
an seine Mitglieder erneut ausdrücklich 
für den Erhalt der Grabstätten aus.

→ Am 10. Februar 2014 sagt Bundesrats- 
präsident Stephan Weil bei einem Gespräch  
im Bundesrat dem Zentralrat in Anwesen- 
heit aller Ländervertreter zu, nochmals das  
Gespräch mit der Bundesregierung zu su-
chen, um eine Regelung unter Einbezie-
hung des Bundes herbeizuführen.

→ Am 20. April 2014 treffen der Vorsitz- 
ende des Zentralrats, Vorstände der Lan-
desverbände Deutscher Sinti und Roma 
und Holocaustüberlebende erneut mit Bun- 
deskanzlerin Angela Merkel zum Gespräch  
in Berlin zusammen. Bei diesem Gespräch 

wird auch der Erhalt der Grabstätten erneut  
thematisiert. Die Bundeskanzlerin sagt zu,  
in der Sache ein Gespräch mit Bundes- 
familienministerin Manuela Schwesig zu 
vermitteln.

→ Auf Anregung der Beauftragten der Bun- 
desregierung für Kultur und Medien, Mo-
nika Grütters, wendet sich der Zentralrat 
am 25. August 2014 an den Beauftragten 
der Bundesregierung für Aussiedlerfragen 
und nationale Minderheiten, Hartmut Ko-
schyk, und bittet diesen, zu einem Treffen 
der in Bund und Ländern für den Denk-
malschutz zuständigen Ministerien unter 
Beteiligung des „Deutschen Nationalkomi- 
tees für Denkmalschutz“ einzuladen, um 
über eine praktikable Lösung zum Erhalt 
der Grabstätten zu sprechen. Der Minder-
heitenbeauftragte sagt seine Unterstützung  
zu. Auf Grund der aktuellen Entwicklun- 
gen nach dem 3. September 2015 (Gespräch  
mit der Bundesregierung), wurde dieses 
Treffen bisher nicht abgehalten.

→ Am 19. Dezember 2014 betont Bundes- 
ratspräsident Volker Bouffier anlässlich  
des jährlichen Gedenkens an die Opfer 
des Völkermords an den Sinti und Roma 
im Bundesrat: „(…) die Grabstätten der von  
dem nationalsozialistischen Terrorregime  
getöteten Sinti und Roma (…)[sind] oft die  
einzigen Erinnerungsorte für die Hinter- 
bliebenen. Einige Länder haben mittler- 
weile den Erhalt der Grabstätten als Fami- 
liengedächtnisstätten vertraglich vereinbart.  
Aber (…) wir alle bleiben aufgefordert, dafür  
eine gemeinsame Regelung zu finden.“ 4

4 Bundesrat, Plenarprotokoll 929 vom 19. Dezember 2014. 

Vgl.: https://www.bundesrat.de/SharedDocs/downloads/DE/

plenarprotokolle/2014/Plenarprotokoll-929.pdf?__blob= 

publicationFile&v=2
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→ Am 19. Februar 2015 hat der Zentralrat  
auf Vermittlung der Bundeskanzlerin ein 
ausführliches Gespräch mit Frau Bundes- 
familienministerin Manuela Schwesig in  
Berlin. Einvernehmliches Ergebnis ist, dass  
von Seiten der Bundesregierung eine Er-
gänzung des „Gesetzes über das Rahmen-
übereinkommen zum Schutz nationaler 
Minderheiten“ mit einem Passus zum be-
sonderen Schutz der Grabstätten geprüft 
werden soll. Der Zentralrat macht hierfür 
einen Formulierungsvorschlag.

→ Bundesinnenminister Dr. Thomas de 
Maizière eröffnet am 18. März 2015 die 
konstituierende Sitzung des „Beratenden 
Ausschusses für Fragen der deutschen Sinti  
und Roma beim Bundesministerium des In-
nern“ unter Vorsitz von Hartmut Koschyk.  
Der Zentralrat bringt als ein zentrales An- 
liegen der Minderheit den Erhalt der Grab- 
stätten NS-verfolgter Sinti und Roma vor.

→ Am 19. Juni 2015 trifft der Zentralrat im  
Bundesrat erneut zum Gespräch mit Vertre- 
tern der Länder zusammen. Bundesratsprä-
sident Volker Bouffier sagt zu, sich bei der 
Bundesregierung für eine „in ganz Deutsch- 
land geltende Regelung einzusetzen.“ 

→ Auf Initiative des Minderheitenbeauf-
tragten lädt das Bundesinnenministerium 
am 3. September 2015 Vertreter des Zent-
ralrats zu einem Gespräch nach Bonn. Die 
vom Zentralrat vorgeschlagene Ergänzung 
des Ratifizierungsgesetzes zum Rahmen- 
übereinkommen mit einem Passus zum 
Erhalt der Grabstätten lehnt die Bundes-
regierung (BMJV) aus „formalen Gründen“ 
ab, macht jedoch den Vorschlag, die Grab-
stätten über den Denkmalschutz oder aber 
durch eine vertragliche Regelung zwischen  
Bund und Ländern zu erhalten. Die Regie-

rungsvertreter weisen in diesem Zusam-
menhang auf eine staatsvertragliche Rege-
lung für den Erhalt jüdischer Gräber hin, 
in der bestimmt ist, dass die bestehenden 
Kosten zwischen Bund und Ländern hälf-
tig geteilt werden. Als Grundlage dieser 
Regelung für die jüdischen Gräber wird 
ausdrücklich auch Bezug genommen auf 
die Verfolgungsmaßnahmen des national-
sozialistischen Regimes.
Die Initiative der Bundesregierung wird 
vom Zentralrat ausdrücklich begrüßt. Hin- 
sichtlich einer denkmalschutzrechtlichen 
Regelung verweist der Zentralrat in einer 
Stellungnahme an das Bundesinnenministe- 
rium und das Bundesfamilienministerium  
auf die dabei zu beachtenden Schwierigkei- 
ten und Erfordernisse hin (siehe Kapitel 5.3).
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↗ Grabstätte in Oberschwaben

Das Bild zeigt die Grabstätte von 

Holocaustüberlebenden einer Sinti-

Familie auf einem Friedhof in Ober-

schwaben / Baden-Württemberg.  

Die Familie wurde festgeschrieben  

und ist nur durch Flucht und das 

Leben in der Illegalität der Deportation  

in ein Konzentrationslager entgangen.  

Die Holzfiguren, die von einer gläsernen 

Vitrine geschützt werden, ließen die 

Angehörigen eigens für das Grab im 

italienischen Meran von Hand fertigen. 

© Norbert Moll



3
Warum die Gräber 

erhalten werden müssen  
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Mit dem am 22. Juli 1997 im Bundestag be- 
schlossenen „Gesetz zu dem Rahmenüber-
einkommen des Europarates zum Schutz 
nationaler Minderheiten“ (BT-Drucksache 
13/6912) verpflichtete sich die Bundesre-
gierung, die Bedingungen zu fördern, die 
es Angehörigen nationaler Minderheiten 
ermöglicht, „ihre Kultur zu pflegen und 
weiterzuentwickeln und die wesentlichen 
Bestandteile ihrer Identität, nämlich ihre 
Religion, ihre Sprache, ihre Traditionen 
und ihr kulturelles Erbe, zu bewahren.“ 5

Die Erhaltung, Pflege und Gestaltung der 
Grabstätten NS-verfolgter Angehöriger fällt  
als zentraler Aspekt der kulturellen Identi- 
tät der Sinti und Roma ohne Frage in den An-
wendungsbereich der Rahmenkonvention.  
Die Erfahrung des Holocaust hat die Identi - 
tät der Minderheit nachhaltig geprägt und 
wirkt sich bis heute vielfältig und generati-
onenübergreifend auf ihr Leben aus. Dabei  
spielt das Gedenken an die Toten, insbeson- 
dere an die Opfer des Holocaust, in ihrer Er- 
innerungskultur eine zentrale Rolle. Ganze  
Familien wurden im Holocaust ausgelöscht,  
oft kehrten nur Einzelne aus den Konzen- 
trations- und Vernichtungslagern zurück  
in ihre Heimatgemeinden, oder überlebten 
auf der Flucht und durch das Leben in der 
Illegalität. Den wenigen in Deutschland  

 3.1 Die Erhaltung und Pflege der Grabstätten fällt  
  als Teil der kulturellen Identität  
  der Sinti  und Roma unter den Minderheitenschutz

5 Vgl.: Artikel 5 Absatz 1 des Rahmenübereinkommens zum  

Schutz nationaler Minderheiten. http://www.coe.int/de/web/

conventions/full-list/-/conventions/rms/090000168007cdc3

6 In: Gleichberechtigte Teilhabe für Sinti und Roma in 

Deutschland. Rahmenstrategie der Europäischen Union für 

die Verbesserung der Lage von Roma in Europa. Zentralrat 

Deutscher Sinti und Roma (Hg.), Schriftenreihe Band 7, S. 66.

liegenden Grabstätten derer, die den Völ-
kermord an den Sinti und Roma überlebt 
haben, kommt in diesem Zusammenhang 
eine besondere Bedeutung zu: Sie sind Er-
innerungsorte an den Holocaust und Fa- 
miliengedächtnisstätten für die während 
des NS-Regimes verfolgten und ermorde-
ten Angehörigen.

Diese Bedeutung der Gräber wird in vielen  
Fällen auch äußerlich sichtbar: Nicht selten  
wird der ermordeten Angehörigen nament - 
lich auf den Grabsteinen gedacht, oder es 
finden sich kleine, separat angebrachte Ge- 
denktafeln, denen man einen Hinweis auf 
das Verfolgungsschicksal der Bestatteten 
und den gewaltsamen Tod von Familien-
angehörigen entnehmen kann.

Der Präsident des „Beratenden Ausschusses  
zum Rahmenübereinkommen des Europa- 
rats“, Professor Rainer Hofmann, empfiehlt  
daher in einer Stellungnahme ausdrück- 
lich „die staatliche Förderung der Erhal-
tung der Gräber von Opfern der NS-Zeit,  
da diese Gräber einen wichtigen Aspekt 
der kulturellen Identität der Sinti und 
Roma im Sinne von Art. 5 des Rahmen- 
übereinkommens darstellen.“ 6 Der Zen-
tralrat machte in diesem Zusammenhang 
den Vorschlag für eine Ergänzung des „Ge- 
setzes über das Rahmenübereinkommen 
zum Schutz nationaler Minderheiten“ mit 
folgendem Wortlaut:
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↑ Familiengedächtnisstätte Adler in Fürth

Der Holocaustüberlebende Robert Adler, der als einziger 

seiner Familie die Konzentrations- und Vernichtungslager 

Auschwitz-Birkenau, Buchenwald und Nordhausen-Dora 

überlebte, legte vor acht Jahren in Fürth eine Familienge-

dächtnisstätte ausschließlich zum Andenken an seine in 

Auschwitz ermordeten Angehörigen an. In dem Grab hat 

bisher keine Bestattung stattgefunden. 
© Werner Stricker
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Auf der Gedenktafel finden sich die  

Worte: „Zum ewigen Gedenken.  

Am 2.8.1944 wurden meine Mami 

Wolla Mike, Töchterchen Heritz 

Agnes sowie ihre zehn Kinder im  

Alter von 5-12 Jahren von den Nazis

↗ Gedenktafel auf der Familiengedächtnisstätte Adler

grausam umgebracht. Sie wurden im 

KZ Auschwitz-Birkenau vergast und  

verbrannt. Grund für ihre Ermordung 

war ihre nichtarische Abstammung. 

Gott der Allmächtige gebe ihnen allen 

den ewigen Frieden.“
© Werner Stricker
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„Artikel 2 a:
Gesetz 
zur Ausführung des Artikels 5 Abs. 1 des Rah-
menübereinkommens zum Schutz nationaler 
Minderheiten
§ 1
Erhalt und Pflege der Grabstätten von Sinti 
und Roma, die der NS-Verfolgung ausgesetzt 
waren und in ihren Heimatgemeinden be-
stattet sind, werden auf Dauer sichergestellt 
(ewiges Ruherecht).
§ 2
Das Bundesministerium des Innern wird er-
mächtigt, im Benehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Familie, Frauen, Senioren und 
Jugend und mit Zustimmung des Bundesrates 
zur Durchführung dieses Gesetzes Verwaltungs- 
vorschriften zu erlassen.“

Wenngleich eine Ergänzung des Gesetzes  
von der Bundesregierung aus formalen  
Gründen abgelehnt wurde (Vermerk des  
Bundesjustizministeriums vom 25. Sep- 
tember 2015), besteht bei Bund und Län- 
dern Konsens dahingehend, dass der Schutz  
der Grabstätten unter das Rahmenüberein- 
kommen fällt. So gibt es mittlerweile in 
einigen Bundesländern (Rheinland-Pfalz, 
Bremen, Baden-Württemberg und Hessen)  
vertragliche Vereinbarungen bzw. einen 
Staatsvertrag mit den jeweiligen Landesver- 
bänden des Zentralrats Deutscher Sinti  
und Roma, die den Minderheitenschutz 
nach dem Rahmenübereinkommen umset- 
zen und in denen ausdrücklich auch die 
Sicherstellung des Erhalts der Grabstätten 
als politische Zielvorgabe vereinbart wird 
(siehe Kapitel 4).

← Grabstätte der Familie Rose 

Auf einer separat angebrachten  

Gedenktafel wird an der Familien- 

grabstätte Rose auf einem Friedhof  

im Heidelberger Raum an die in  

den Konzentrations- und Vernich-

tungslagern Auschwitz, Bergen- 

Belsen und Ravensbrück ermordeten 

Angehörigen erinnert.
© Jara Kehl
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→ Familiengedächtnisstätte  
der Familie Bamberger 

Die Angehörigen der Familie  

Bamberger errichteten auf einem 

Friedhof in der Nähe von Heidel- 

berg eine Familiengedächtnisstätte, 

in der nicht nur der dort bestatteten 

Holocaustüberlebenden, sondern  

auf separat angebrachten Gedenk- 

tafeln auch der in Auschwitz-Birkenau 

und anderen Konzentrations- und 

Vernichtungslagern ermordeten 

Angehörigen namentlich gedacht wird. 

Insgesamt wurden 24 Personen der 

Familie Bamberger von den National-

sozialisten ermordet.
© Jara Kehl

← Inschrift Familiengrabstätte 
Weihs in Osnabrück 

Auf der Grabstätte der Familie Weihs 

wird an den 1943 im Konzentrations- 

und Vernichtungslager Auschwitz-

Birkenau ermordeten Familienvater 

Karl Weihs erinnert.
© Niels Biewer
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↗ Grabstätte Pohl in Freising

Die Geschwister Bärbel und Joschi Pohl  

lebten mit ihren Eltern und drei wei-

teren Schwestern im Berliner Norden. 

Während Bärbel eine Ausbildung zur  

Schneiderin machte, war Joschi als  

Page im Berliner Hotel Adlon angestellt.  

Im Alter von 15 und 16 Jahren wurden  

Bärbel und Joschi von der SS ver- 

schleppt: Nach der Deportation ins  

Konzentrations- und Vernichtungslager  

Auschwitz-Birkenau wurde Bärbel 

dort 1945 erschossen. Joschis Verfol-

gungsschicksal führte zunächst in  

das Konzentrationslager Sachsen- 

hausen. Von der wurde er zum Jahres-

ende 1944 ebenfalls nach Auschwitz 

deportiert. Nur wenige Tag vor der

Befreiung des Vernichtungslagers  

brachten die Nationalsozialisten den 

nun 19-jährigen Joschi in das KZ 

Mauthausen (Oberösterreich) und 

schließlich weiter in die Außenlager 

Melk und Ebensee. Am 1. Mai 1945 

konnte er aus dem Lager fliehen. Über 

sein weiteres Schicksal ist nur wenig 

bekannt: Vermutlich begab er sich auf 

den Heimweg, erreichte seine Heimat 

aber nie. Joschi Pohl verstarb am 

26. Februar 1948 in einem Freisinger 

Krankenhaus.  

Das Grab ist die letzte Ruhestätte  

von Joschi Pohl und dem Gedenken 

an seine in Auschwitz ermordete 

Schwester Bärbel Pohl gewidmet.

© Dr. Guido Hoyer
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↘ Grabstätte Eckstein in Freudenberg am Main

7 Angaben aus Joachim Maier:  

Die Opfer der nationalsozialistischen 

Gewaltherrschaft aus Freudenberg  

am Main. Ein Gedenkbuch, Heidelberg 

et al. 2014, S. 273-291.

Im Dezember 1941 wurde der damals 

60-jährige Berufsmusiker und Arbeiter 

Johann Eckstein von der Kriminal- 

polizei verhaftet und in das KZ Dachau  

verschleppt. Von dort führte der  

Leidensweg des Vaters von sieben 

Kindern und einer Ziehtochter am  

4. Mai 1942 in das Schloss Hartheim bei  

Linz. Dort wurde er noch am selben 

Tag ermordet. Seine sterblichen Über- 

reste wurden nach Freudenberg 

gesandt und dort am 30. Juli 1942 

beigesetzt. Die Inschrift auf der  

Gedenktafel weicht insofern vom tat- 

sächlichen Sterbeort ab. Die Grab-

stätte mit Holzkreuz und Gedenktafel  

erinnert zudem an die beiden im Kon-

zentrationslager Auschwitz-Birkenau 

ermordeten jüngsten Söhne Johann 

Ecksteins: Markus und Amandus.  

Im Dezember 1937 wurden sie auf Ver- 

anlassung des Vormundschaftsgerichts  

von ihren Eltern getrennt und ge-

trennt in Kinderheimen untergebracht.  

Der 1933 geborene Amandus Eckstein 

traf seinen zwei Jahre älteren Bruder 

Markus wieder, als er im Frühjahr 1940 

in die St. Josefspflege in Mulfingen bei 

Künzelsau kam. Die Brüder wurden  

am 9. Mai 1944, gemeinsam mit 31 

weiteren Kindern, vom Mulfinger Kinder- 

heim aus in das Konzentrationslager  

Auschwitz-Birkenau deportiert. Nach  

zweieinhalb Monaten im sog. „Zigeuner“- 

Familienlager in Auschwitz fielen auch 

die 12 und 10 Jahre alten Kinder der  

Familie Eckstein dem Vernichtungs-

willen der Nationalsozialisten zum  

Opfer und wurden am 2./3. August 1944  

ermordet. Das Holzkreuz mit Madonna  

und Kind sowie den Gedenkstein hat  

ein Enkel von Johann Eckstein selbst  

angefertigt. Die Grabstätte wird von 

der Stadt Freudenberg am Main auf  

unbestimmte Zeit kostenfrei erhalten. 7 

© Stadt Freudenberg am Main
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→ Grabstätte Eckstein in Freuden-
berg am Main

Gedenktafel auf der Grabstätte Eckstein
© Prof. Dr. Joachim Maier

 3.2 Die Grabstätten der nationalen Minderheit  
  sind Teil des deutschen Brauchtums 

Die Grabkultur der deutschen Sinti und 
Roma ist Teil des deutschen Brauchtums 
und damit nach den Grundsätzen des Grä- 
berrechts auch aus heimatkundlicher Sicht  
bedeutsam und schützenswert. Die Gräber 
weisen häufig eine besondere Gestaltung 
auf, die sie von den anderen Grabstätten 
unterscheidet und die Ausdruck einer eigen- 
ständigen Kultur und gewachsenen Tradi-
tion ist. Typisch ist eine aufwendige Ge-
staltung, die oft einen persönlichen Bezug 
zum Toten herstellt, indem mit Gravuren 
oder auch kleinen Skulpturen auf den Be-
ruf, eine bestimmte Eigenschaft oder Vor-
liebe des Verstorbenen hingewiesen wird.
Auf vielen Gräbern findet man zudem  
Mariendarstellungen in verschiedenster 
Form. Teilweise wird am Kopfende des  

Grabes auch ein Marien- oder Jesusschrein  
errichtet, der oft in aufwendiger Handar-
beit aus Holz geschnitzt und teils mit Glas 
geschützt ist. Recht häufig sind Fotografien  
(meist in Medaillon-Form) der Verstorbe- 
nen auf dem Grab zu finden. Hin und wie- 
der werden auf dem Grabstein auch einige  
Wörter in der Minderheitensprache Roma- 
nes eingraviert.8 Die Gräber sind im Allge-
meinen sorgfältig gepflegt und nicht selten  
reich geschmückt. Sie werden gemeinhin 
wöchentlich, von manchen Familien auch 
täglich besucht.

8 Das Romanes der deutschen Sinti und Roma steht unter 

dem Schutz der Europäischen Charta der Regional- oder 

Minderheitensprachen und wird von den etwa 70.000 

deutschen Sinti und Roma neben Deutsch als zweite Mutter - 

sprache gesprochen.
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Die in Ettishofen geborene Wilhelmine 

Reinhardt wurde im Oktober 1940 ins  

Konzentrationslager Salzburg ver- 

schleppt. Vor dort wurde sie am 3. April  

1943 in das Konzentrations- und Ver- 

nichtungslager Auschwitz-Birkenau 

deportiert. Anfang August 1944 wurde  

sie zum KZ Ravensbrück weiter trans- 

portiert und überlebte dadurch die 

„Liquidierung“ des „Zigeunerlagers“ in 

Auschwitz-Birkenau in der Nacht vom 

2. auf den 3. August 1944, als die SS 

die in diesem Lageranschnitt verblie- 

benen 3.000 Frauen, Kinder und Alten 

ermordete. Der am 1. Februar 1924 in 

Wien geborene Franz Brandner wurde 

am 18. Oktober 1941 ins KZ Dachau 

verschleppt, wo er bis zum Februar 

1942 interniert war. Am 11. Februar 1942  

wurde er ins Außenlager Gusen des 

KZ Mauthausen weitertransportiert. 

© Jara Kehl

↑ Grabstätte Reinhardt und Brandner in Ulm
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→ Grabstätte Mettbach in Bayern

Die in der Grabstätte Mettbach bestat- 

teten Familienangehörigen überlebten 

verschiedene Konzentrationslager 

im nationalsozialistisch besetzten 

Polen. Auf dem Grabstein finden sich 

eingravierte Worte in der Minder-

heitensprache Romanes und die für 

die Grabstätten der Sinti und Roma 

typische Marienfigur.

© Verband Deutscher Sinti und Roma, 

Landesverband Bayern

← Grabstätte des Holocaust- 
überlebenden Joseph Kreuz in Ulm

Einem regionalen Brauch der Ulmer 

Sinti folgend, errichten viele Familien 

auf den Gräbern ihrer Angehörigen 

überdachte, aufwendig aus Holz ge-

schnitzte Marienschreine. Auf der Grab-

stätte Kreuz wird an die Verstorbenen 

darüber hinaus in charakteristischer 

Weise mit einer Fotografie erinnert.

© Jara Kehl
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↗ Familiengrabstätte Rose 
in Magdeburg

In dem Grab wurden die Urnen der in  

den Konzentrations- und Vernichtungs- 

lagern Auschwitz-Birkenau und Maut-

hausen ermordeten Friedrich-Wilhelm 

Rose und seiner beiden Söhne, Fritz 

und Emil Rose, beigesetzt. In den 

Grabstein ist unter den Namen das 

Wort „ermordet“ eingemeißelt. 

Eine Übersendung von Urnen durch die  

SS und deren Bestattung in Gräbern 

fand nur in seltenen Ausnahmefällen  

statt. Dem Zentralrat ist ein vergleich- 

bares Grab im baden-württembergi-

schen Burladingen bekannt, welches 

am 17. Oktober 2012 unter Denkmal-

schutz gestellt wurde. 

Friedrich-Wilhelm Rose, der bis dahin 

auf einem Gut in Satow als Landarbeiter 

beschäftigt war, wurde am 4. Mai 1941  

aus dem mecklenburgischen Ort mit  

sechs seiner Kinder, darunter auch den  

Söhnen Fritz und Emil, zur Zwangs- 

arbeit in die Landesanstalt Neustrelitz-

Strelitz und von dort nach Auschwitz 

deportiert, wo alle ermordet wurden. 

Der zurückgebliebenen Ehefrau und 

Mutter Anna-Elisabeth Rose wurden 

von April bis Juni 1942 von der SS die 

Urnen mit der Asche ihres Mannes und  

ihrer Kinder Fritz und Emil übersandt, 

die sie in Satow auf dem katholischen 

Friedhof beisetzten ließ. Später wurden  

die Urnen von der einzigen Überle-

benden der Familie, der Tochter Emma 

Rose, nach Magdeburg umgebettet.

An zwei der Kinder, Franz und Alex Rose, 

wird im Ort Neustrelitz mit einer  

Gedenktafel gedacht. Sie waren nach  

der Deportation des Vaters Friedrich- 

Wilhelm abgeholt und in das katholi-

sche Kinderheim Neustrelitz gebracht 

worden. Von dort wurden sie 1943 

mit ihrer Mutter nach Auschwitz ver-

schleppt und ermordet. 

Die Namen aller Familienmitglieder 

finden sich im Gedenkbuch des Staat-

lichen Museums Auschwitz. 

Der Chefredakteur des stern, Hans-

Ulrich Jörges, berichtete in seiner 

Kolumne „Die Asche der Anderen“ vom 

02.10.2014 über das Magdeburger Grab.

© Willi Rose
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 3.3 Die Gräber sind öffentliche Lernorte

Die wenigen Gräber von Holocaustüberle-
benden der Sinti und Roma sind zweifels-
ohne Plätze von historischer Bedeutung, 
die als Lernorte der Geschichte in Frage 
kommen. Dies ist vor allem dort der Fall, 
wo mit besonderen Grabinschriften und 
-tafeln auf das Schicksal der Bestatteten 
hingewiesen wird. Ihre Erhaltung liegt in-
sofern nicht nur im Interesse der betrof-
fenen Familien, sondern ist von positiver,  
gesamtgesellschaftlicher Bedeutung für die  
politische Bildungsarbeit und die deutsche 
Erinnerungskultur. 
In der politischen Bildungsarbeit zum Na- 
tionalsozialismus und zum Holocaust haben  
sich lebensgeschichtliche Zugänge zu ei- 
nem wichtigen Ansatz bei der Vermittlung  
komplexer historischer Zusammenhänge 
etabliert. Anhand der Grabstätten kann –  

pädagogisch entsprechend aufbereitet –  
das Schicksal von Familien, die oft seit Ge- 
nerationen in ihren Heimatgemeinden  
lebten und dort in vielfältiger Weise in das 
gesellschaftliche Leben integriert waren, 
sichtbar und erfahrbar gemacht werden. 
Gerade jungen Menschen kann der Besuch 
der Grabstätten – jenseits theoretischer Er- 
schließungswege, wie sie beispielsweise  
Lehrbuchtexte darstellen – eine persönli- 
che Annäherung an das historische Gesche- 
hen ermöglichen. Auf Grund der sensiblen  
Thematik sollten Gemeinden, Friedhofsver- 
waltungen und Schulen bei der Erarbei-
tung entsprechender Angebote im Vorfeld 
mit den Landesverbänden Deutscher Sinti 
und Roma und den Angehörigen Kontakt 
aufnehmen.

↙ Grabstätte Emma Rose  
in Magdeburg

Emma Rose überlebte die „Liquidierung“  

des sogenannten „Zigeunerlagers“ in  

Auschwitz-Birkenau am 2. August 1944,  

weil sie kurz vorher in das Konzentra- 

tionslager Ravensbrück deportiert wurde.  

Emma Rose, die sich nach dem Krieg in 

Magdeburg niederließ, ließ die Urnen 

ihres Vaters und ihrer Brüder 1952 von 

Satow nach Magdeburg umbetten.  

Sie ist vor zehn Jahren in Magdeburg 

in einem Grab neben ihrem Vater  

und ihren Brüdern Fritz und Emil be- 

stattet worden.
© Willi Rose
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Quelle: stern vom 02.10.2014
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4
Umsetzung des  

Minderheitenschutzes 
nach dem  

Rahmenübereinkommen  
des Europarats   
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 4.1 Rheinland-Pfalz

In der am 25. Juli 2005 zwischen der rheinland-pfälzischen Landesregie- 
rung und dem Verband Deutscher Sinti und Roma, Landesverband Rhein- 
land-Pfalz e.V., geschlossenen Rahmenvereinbarung wird unter Art. 3 
Folgendes bestimmt: 

„In Ansehung der Tatsache, dass es für die Opfer der Konzentrationslager keine 
Grabstätten oder nur unbekannte Massengräber gibt, bringt die Landesregie-
rung in einem Empfehlungsschreiben an den Kommunalen Rat zum Ausdruck, 
dass sie eine besondere Rücksichtnahme auch für die Genehmigung angemessener  
und dauerhafter Familiengrabstätten für gerechtfertigt hält und der Auffassung 
ist, dass im Einzelfall auch vertretbare Ausnahmeentscheidungen von der sonst  
üblichen Friedhofsordnung geprüft werden sollten.“

 4.2 Freistaat Bayern

Am 16. Mai 2007 verabschiedeten die Bayerische Staatsregierung und der  
Verband Deutscher Sinti und Roma, Landesverband Bayern, eine „Gemein- 
same Erklärung“, in der die Staatsregierung in Absatz 2

„ausdrücklich [anerkennt], dass die in Bayern lebenden deutschen Sinti und 
Roma unter dem besonderen Schutz des Rahmenübereinkommens des Europa-
rates zum Schutz nationaler Minderheiten stehen.“

Quelle: Straubinger Tagblatt vom 12.03.2016 (KNA)



39

Der Landesverband setzte sich in den Folgejahren für eine Erweiterung 
der „Gemeinsamen Erklärung“ ein, die den Schutz und dauerhaften Erhalt  
der Grabstätten durch die Landesregierung beinhalten sollte. Wenngleich  
eine solche Ergänzung bisher nicht vorgenommen wurde, ergriff der Frei- 
staat Bayern gemeinsam mit anderen Bundesländern Initiativen für eine 
Regelung zum Erhalt der Gräber auf Bundesebene. Am 11. März 2016 
wurde schließlich auf Initiative von Ministerpräsident Horst Seehofer 
von der Bayerischen Staatsregierung eine beispielhafte Regelung zur  
finanziellen Unterstützung zum Erhalt der Grabstätten in Bayern umge-
setzt. Der Bayerische Landtag beschloss dazu im Nachtragshaushalt 2016, 
40.000 Euro für in Bayern befindliche Grabstätten NS-verfolgter Sinti 
und Roma zur Verfügung zu stellen. Die Ausreichung der Gelder erfolgt 
in Zusammenarbeit mit dem bayerischen Landesverband Deutscher Sin-
ti und Roma über die Stiftung Bayerische Gedenkstätten. 

 4.3 Freie Hansestadt Bremen

Zwischen dem Senat der Freien Hansestadt Bremen und dem Verband 
Deutscher Sinti und Roma, Landesverband Bremen e.V. (Bremer Sinti 
Verein e.V. und Bremerhavener Sinti Verein e.V.), wurde am 17. Juli 2012 
in einer Rahmenvereinbarung Folgendes bestimmt:

„Vor dem Hintergrund des Völkermordes und seiner Folgen ist bei der Einrich-
tung und der Erhaltung angemessener und dauerhafter Grabstätten besonde-
re Rücksicht auf die Belange der betroffenen Familien zu nehmen. Der Senat 
strebt verlässliche und einvernehmliche Lösungen im Zuständigkeitsbereich 
der Stadtgemeinde Bremen als Friedhofträger an und prüft, ob Änderungen 
der Friedhofsordnung erforderlich sind. Der Senat bittet auch die anderen 
Friedhofsträger, entsprechend zu verfahren.“

 4.4 Baden-Württemberg

In dem am 28. November 2013 geschlossenen Staatsvertrag des Landes 
Baden-Württemberg mit dem Verband Deutscher Sinti und Roma, Landes-
verband Baden-Württemberg e.V., heißt es in Artikel 1:

„ (1) Die deutschen Sinti und Roma haben ein Recht auf Anerkennung, 
Bewahrung
und Förderung ihrer Kultur und Sprache sowie des Gedenkens.
(2) Daher streben das Land und der VDSR-BW gemeinsam insbesondere an:
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(…)
Die Sicherstellung von Erhalt und Pflege der Grabstätten von Sinti und Roma, 
die der NS-Verfolgung ausgesetzt waren.“

Der mit dem Staatsvertrag ins Leben gerufene, beim Staatsministerium  
Baden-Württemberg angesiedelte „Rat für die Angelegenheiten der deut-
schen Sinti und Roma in Baden-Württemberg“ befasst sich mit der kon-
kreten Umsetzung des in Artikel 1 angestrebten Erhalts der Grabstätten.  
Der Rat empfiehlt im Rahmen einer Handreichung den dauerhaften 
Erhalt der Gräber im Rahmen der jeweiligen Friedhofsordnungen. Der 
Verband Deutscher Sinti und Roma, Landesverband Baden-Württemberg 
e.V., steht hierzu im Gespräch mit den Kommunen in Baden-Württem-
berg, die überwiegend positiv auf das Ansinnen reagiert und Satzungs-
änderungen zugesagt haben. Die Gemeinderäte von Weil im Schönbuch 
und Magstadt beschlossen 2015 in Umsetzung des Staatsvertrages den 
dauerhaften Erhalt der in ihren Gemeinden liegenden Grabstätten NS-
verfolgter Sinti und Roma.

 4.5 Hessen

Am 12. März 2014 wurde zwischen der Hessischen Landesregierung und 
dem Verband Deutscher Sinti und Roma, Landesverband Hessen, eine 
Rahmenvereinbarung geschlossen. Dort heißt es in Artikel 10:

„Unter der Herrschaft der Nationalsozialisten wurden Sinti und Roma famili-
enweise in Konzentrationslagern systematisch ermordet und nicht in Gräbern 
bestattet. Überlebenden des Holocaust, die in ihren Heimatgemeinden bestat-
tet sind, soll nun zum Gedenken aller die ‚Ewige Ruhe‘ ermöglicht werden. Die 
Hessische Landesregierung appelliert vor dem Hintergrund der Verfolgungs-
maßnahmen und des Völkermordes an den Sinti und Roma an die Friedhofs-
träger, Rücksicht auf die besonderen Belange der betroffenen Familien zu neh-
men, insbesondere im Hinblick auf die Zulassung der Bestattung in Gruften. 
Hinsichtlich der in Zukunft ablaufenden Ruhefristen sucht die Landesregie-
rung in Zusammenarbeit mit dem Landesverband nach einer Lösung, die dem 
Charakter der Gräber als Stätten der historischen Erinnerung entspricht. Es 
wird eine denkmalschutzrechtliche Überprüfung durchgeführt.“

In Hessen änderten in Umsetzung des Staatsvertrages die Städte Hanau 
und Marburg ihre Friedhofssatzungen und ermöglichten damit den dauer- 
haften Erhalt der Grabstätten (siehe auch Kapitel 5.1). 
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 4.6 Freie und Hansestadt Hamburg

Die Freie und Hansestadt Hamburg setzte im Jahr 2011 als erstes Bundes-
land eine Regelung zum Erhalt der Grabstätten NS-verfolgter Sinti und 
Roma um, die auch eine Kostentragung beinhaltet. Nach dieser Regelung 
können Nutzungsberechtigte an einer Grabstätte, deren Ruhezeit in ab- 
sehbarer Zeit abläuft, sich an das Amt für Wiedergutmachung der Behör- 
de für Arbeit, Soziales, Familie und Integration wenden. Dort wird in 
jedem Einzelfall anhand der Wiedergutmachungsakten die „Verfolgten- 
eigenschaft“ überprüft. Wenn es sich bei den Bestatteten um Verfolgte  
des Nationalsozialismus handelt, wird vom Amt ein Antrag an die Gräber- 
fürsorge der Hamburger Geschwister-Scholl-Stiftung gestellt mit der Bitte,  
die Grabnutzungs- (Verlängerungs-) Gebühren zu übernehmen. Hamburg  
versteht diese Regelung als Übergangslösung bis zum Vorliegen einer 
bundeseinheitlichen Regelung zum Erhalt der Grabstätten.

 4.7 Schleswig-Holstein

In einem Schreiben an den Verband Deutscher Sinti und Roma, Landes-
verband Schleswig-Holstein, vom 7. April 2011, informierte der damalige  
schleswig-holsteinische Minister für Arbeit, Soziales und Gesundheit, 
Dr. Heiner Garg, dass er sich mit den Verbänden der Kommunen sowie  
der nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche und der katholischen 
Kirche darauf verständigt habe, den Friedhofsträgern in Schleswig-Holstein  
zu empfehlen, „dem ausdrücklichen Wunsch von Angehörigen auf Verlän- 
gerung der Ruhezeit durch wiederholte Verlängerung des Nutzungsrechts  
der Familiengrabstätten möglichst Rechnung zu tragen.“ „In besonders 
gelagerten Fällen“ empfiehlt das Ministerium den Friedhofsträgern, „an- 
gemessene Lösungen unter Einbindung des schleswig-holsteinischen 
Landesverbandes deutscher Sinti und Roma zu suchen.“ Bei der konsti-
tuierenden Sitzung des „Beratenden Ausschusses für Fragen der deutschen  
Sinti und Roma beim Bundesministerium des Innern“ berichtete die Min- 
derheitenbeauftragte Renate Schnack am 18. März 2015 für das Land 
Schleswig-Holstein, dass man auf Landesebene mit den Friedhofsträgern 
und dem Sozialministerium zu individuellen Lösungen für jedes Grab 
kommen wolle. Das Land hält aber nach wie vor eine bundesweite Rege-
lung für notwendig.
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 4.8 Niedersachsen

→ Katholisches Büro Niedersachsen
Der niedersächsische Ministerpräsident Stephan Weil informierte den 
Vorsitzenden des Zentralrats in einem Schreiben vom 5. Februar 2015 
über eine beispielhafte Initiative des Katholischen Büros Niedersachsen. 
In dem Schreiben heißt es, „dass in den niedersächsischen Bistümern 
Einigkeit darüber besteht, für die Erhaltung der Grabstätten Lösungen – 
auch in finanzieller Hinsicht – zu finden.“ In dem beigefügten Schreiben  
des Kommissariats der katholischen Bischöfe Niedersachsens wird aus-
geführt, „dass man den Sinti und Roma den Erhalt dieser Gräber auf 
Friedhöfen in der Trägerschaft der katholischen Kirche einräumen wird. 
Sinti und Roma mögen sich im Bedarfsfalle an die Generalvikariate in 
Hildesheim und Osnabrück bzw. das Münstersche Offizialat in Vechta 
wenden. Dort wird dann für jeden Einzelfall, auch in finanzieller Hinsicht,  
eine Lösung gefunden werden“.

→ Göttingen
Die Stadt Göttingen verabschiedete in ihrer Ratssitzung am 13.09.2013  
einstimmig folgenden Beschluss: „Bis zum Vorliegen einer bundes- oder 
landesgesetzlichen Regelung zum Umgang mit Grabstätten von im National- 
sozialismus verfolgten Sinti und Roma, werden diese nach Ablauf der Ruhe- 
zeit als erhaltenswerte Grabstätten von einer Einebnung ausgenommen. 
Die Kosten für die Pflege und Erhaltung trägt die Stadt Göttingen.“

Quelle: Göttinger Tageblatt vom 19.09.2013
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→ Gemeinde Ahnsbeck
Die evangelisch-lutherische Kapellengemeinde Ahnsbeck verzichtete 
bereits bei der Errichtung der Grabstelle eines holocaustüberlebenden 
Angehörigen der Minderheit auf alle Gebühren und will das Grab dauer-
haft sichern und erhalten. In der Begründung des Gemeindevorstandes 
heißt es: 

„weil uns sein Leid während der Nazi-Zeit bekannt war und wir sehen konnten, 
welche verbrecherischen medizinischen Versuche an ihm durchgeführt worden 
sind, [haben] wir bereits bei der Errichtung der Grabstelle nach dem Ableben 
von Herrn F. auf alle Gebühren verzichtet.“

 4.9 Freistaat Sachsen

Nach Auskunft des Bevollmächtigten des Freistaates Sachsen beim Bund, 
Staatssekretär Erhard Weimann, wurden in Sachsen für jedes Grab (ins-
gesamt 3 Grabstätten) mit den zuständigen Stellen individuelle Lösun-
gen zu deren Erhalt gefunden.

 4.10 Freistaat Thüringen

Auch das Bundesland Thüringen will die Grabstätten NS-verfolgter Sinti 
und Roma unter Schutz stellen: Ministerpräsident Bodo Ramelow verein-
barte am 22. Oktober 2015 mit dem Vorsitzenden des Zentralrats den Ab-
schluss einer gemeinsamen Erklärung über die künftige Zusammenarbeit 
des Freistaates Thüringen mit dem Zentralrat in allen die Thüringer Sinti  
und Roma betreffenden Angelegenheiten. Inhalt der für das Jahr 2016 
geplanten Vereinbarung soll auch der Schutz der in Thüringen liegenden  
Grabstätten von im Nationalsozialismus verfolgten Sinti und Roma als 
Familiengedächtnisstätten und öffentliche Gedenkorte sein. Die Stadt 
Mühlhausen sicherte bereits im Jahr 2009 ein auf seinem Friedhof liegen-
des Grab von Überlebenden über den Denkmalschutz. Den Angehörigen 
wird die weitere Pflege und Gestaltung der Grabstätte gestattet.
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Die in dem Grab beigesetzte Holocaust- 

überlebende Luise Reinhardt wurde 

mit ihren Eltern und fünf Geschwistern 

nach Auschwitz-Birkenau deportiert. 

Ihre Eltern und zwei Brüder wurden 

dort ermordet. Auf dem Grabstein wird

an das Verfolgungsschicksal der Familie 

erinnert. Eingelassen in den Grabstein 

und geschützt durch eine gläserne Tür 

findet sich zudem eine handgeschnitzte 

Madonnenfigur.
© Jara Kehl

↓ Grabstätte Luise Reinhardt in Ulm



5
Derzeit gegebene  

Möglichkeiten der  
Grabstellenerhaltung  
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Die Gemeinden als Träger von Friedhöfen  
verfügen im Rahmen ihres Selbstverwal- 
tungsrechts über eine weitgehende Auto- 
nomie in Fragen des Ruherechts. Im Rah-
men ihrer Rechtsetzungshoheit können sie  
in ihren Friedhofssatzungen Regelungen 
zum Erhalt einzelner Grabstellen vorse-
hen. Auch Nutzungsgebühren können von 
den Gemeinden erlassen und die Grabpfle-
ge übernommen werden.
Verschiedene Kommunen im Bundesgebiet  
haben von diesen Möglichkeiten Gebrauch  
gemacht und den dauerhaften Erhalt der 
Gräber von Sinti und Roma, die Opfer des 
NS-Regimes waren, durch die Änderung 
ihrer jeweiligen Friedhofssatzungen ermög- 
licht. Exemplarisch sollen hier drei Bei-
spiele einer solchen Satzungsänderung vor- 
gestellt werden.
Als erste Stadt in Deutschland ergänzte die  
Stadt Kirchheim unter Teck in Baden-Würt- 
temberg am 24. Juni 2009 ihre Friedhofs-
satzung um einen entsprechenden Passus. 
Unter Kapitel IV § 12 Absatz (6) heißt es 
nunmehr: 

Wenn Kommunen oder Kirchengemeinden 
Grabstellen NS-verfolgter Sinti und Roma 
auf ihren Friedhöfen unter Schutz stellen,  
übernimmt auch die Gesamtgesellschaft  
Verantwortung. Wie es die baden-württem- 
bergische Landesregierung in ihrer Handrei- 
chung für die Kommunen formuliert, geht 
es in der Entscheidung über den Erhalt der  

9 Vgl.: Rat für die Angelegenheiten der deutschen Sinti  

und Roma. Handreichung. Dauerhafter Erhalt der Gräber  

von Sinti und Roma, die Opfer nationalsozialistischer 

Gewaltmaßnahmen wurden. Staatsministerium Baden-

Württemberg (Hg.), 2014, S. 4.

Gräber „um die wertschätzende Anerken-
nung zu Unrecht verfolgter Menschen und 
die Pflege unwiederbringlicher Aspekte von  
Heimat und Kultur der anerkannten Minder- 
heit.“ 9 Derzeit werden Grabstellen durch 
kommunale oder kirchliche Träger im We-
sentlichen als Ehren- oder Dauergräber er-
halten oder unter Denkmalschutz gestellt. 

 5.1 Dauerhaftes Ruherecht durch Änderung  
  der Friedhofssatzungen

„Grabstätten von NS-Verfolgten Kirchheimer 
Bürgerinnen und Bürgern, die der Verfolgung 
des NS-Regimes aufgrund der Zugehörigkeit 
zu regimeverfolgten Bevölkerungsgruppen aus- 
gesetzt waren, sofern die Grabstätten nicht be- 
reits nach den Regelungen des Gräbergesetzes 
erhalten bleiben (z.B. Sinti und Roma) werden  
nicht abgeräumt.“

Weitere Städte in Baden-Württemberg ha-
ben in Gesprächen mit dem Vorsitzenden 
des Landesverbandes in Umsetzung des mit  
der Landesregierung geschlossenen Staats-
vertrages eine entsprechende Änderung ih- 
rer Friedhofssatzungen zugesagt. 
Auf Initiative des hessischen Landesverban- 
des änderte die Stadt Hanau am 22. März  
2010 ihre Friedhofssatzung und gewährt 
den Grabstätten von Sinti und Roma, die 
Verfolgte des Nationalsozialismus waren, 
auf Antrag der Angehörigen ein dauer-
haftes Grabrecht. In § 39 der Friedhofs- 
und Bestattungsordnung der Stadt Hanau 
heißt es: 

„Grabstätten von Sinti und Roma, als Verfolg te 
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft,  
erhalten auf Antrag ein dauerhaftes Grabrecht.  
Die Unterhaltung der Grabstätten obliegt der 
Stadt Hanau.“ 



47

Die weitere Pflege der Grabstätten durch 
die Angehörigen, die individuelle Gestal-
tung der Gräber und die Hinzubestattung 
weiterer Angehöriger in bereits geschützte  
Gräber wird von der Stadt Hanau gestattet.  
In diesem Fall wird das dauerhafte Grab- 
recht für den Zeitraum der Ruhefrist des 
zuletzt Beigelegten ausgesetzt und die Nut- 
zungsgebühr erhoben. Nach Ablauf der Ru-
hefrist des zuletzt Beigelegten tritt wieder 
die Regelung des dauerhaften Grabrechts 
ein. Wenn es keine Angehörigen mehr gibt,  
die die Grabpflege leisten können, wird 
das Grab eingesät und der Stein verbleibt  
zum Gedenken. 

Nach dem Hanauer Vorbild änderte auch Mar- 
burg seine Friedhofssatzung und bestimm-
te am 30. November 2012 unter § 12 (1):

„Die vorhandenen und künftig entstehenden 
Grabstätten von Überlebenden des Holocaust 
an den Sinti und Roma werden als Gedenkstät- 
ten anerkannt und erhalten ewiges Ruherecht.“

Für diese Gedenkstätten entfällt in Mar-
burg die Gebühr für die Verlängerung der 
Nutzungszeit der Grabstätte. Eine weitere 
Belegung kann erfolgen, wenn noch freie 
Stellen in der Grabstätte vorhanden sind. 
Die Pflege durch die Angehörigen ist wei-
terhin möglich.

 5.2 Ehrengräber

Städte und Gemeinden können als Aus-
druck der Anerkennung ihrer zu Lebzei-
ten erbrachten Verdienste für die Gemein-
schaft die Gräber von Einzelpersonen zu  
Ehrengrabstätten erklären. In anderen Fäl- 
len werden Gräber von Angehörigen eines  
bestimmten Personenkreises – zum Beispiel  
auf Grund erlittener kollektiver Verfolgung –  
als Ehrengräber behandelt und haben dann  
den Charakter einer Gedächtnisstätte. In 
beiden Fällen tragen die Städte und Ge-
meinden die Kosten für die Verlängerung 
des Nutzungsrechts und übernehmen die 
Pflege und Instandhaltung der Ehrengräber.  
Bundesweit wurden bereits mehrere Grab- 
stellen von Angehörigen der Minderheit, 
die Opfer der NS-Verfolgung wurden, als 
Zeichen öffentlicher Anerkennung für in-
dividuelle Verdienste oder als Gedächtnis-
stätten an den Holocaust erhalten.
In Trier wurden auf Initiative des rheinland- 
pfälzischen Landesverbandes seit 2007 vier  

Grabstätten von holocaustüberlebenden 
Sinti und Roma zu Ehrengrabstätten er- 
klärt und ihr dauerhafter Erhalt dadurch  
sichergestellt. Die Stadt will mit dieser  
Geste „an den nationalsozialistischen Völ-
kermord und die Verfolgung der Sinti und 
Roma erinnern“. Trier gestattet die Hinzu-
bestattung in die so ausgewiesenen Ehren-
gräber und auch die weitere Pflege durch 
die Angehörigen.
Der Gemeinderat der Stadt Mannheim er-
klärte im August 2015 die Grabstätte von 
Hildegard Lagrenne (1921-2007) zur Ehren- 
grabstätte. In der Begründung der Stadt 
heißt es, dass die Verstorbene „Jahrzehnte 
für die Aufarbeitung der NS-Zeit sowie als  
Vorbild für Versöhnung gewirkt“ habe. Die  
Stadt Mannheim ehrte mit Hildegard La- 
grenne auch eine der ersten Aktivistinnen  
der Bürgerrechtsarbeit der Sinti und Roma  
in Deutschland. 
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↗ Ehrengrab der Hildegard Lagrenne in Mannheim

Hildegard Lagrenne entstammte einer 

Sinti-Familie und wuchs im Rheinland 

auf. Sie wurde im Mai 1940 aus Köln mit 

ihrer Familie ins nationalsozialistisch 

besetzte Polen deportiert und war dort 

in einem Konzentrationslager interniert, 

wo sie Zwangsarbeit leisten musste. 

Nach dem Kriegsende zog sie mit über-

lebenden Familienangehörigen nach

Mannheim. Zeitlebens engagierte sich 

Hildegard Lagrenne für die Belange und 

Bürgerrechte der Sinti und Roma. Seit 

1981 war sie Mitarbeiterin beim Zen- 

tralrat Deutscher Sinti und Roma und 

später im Dokumentations- und Kultur-

zentrum des Zentralrats in Heidelberg. 

1997 erhielt sie die Verdienstmedaille 

des Landes Baden-Württemberg.
 

© Stadt Mannheim
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Am 2. Oktober 2015 fasste die Stadt Kons- 
tanz den Beschluss, dass „Gräber von NS-
verfolgten Sinti und Roma (…) unabhängig 
von bestehenden Nutzungsrechten zu Eh-
rengräbern ernannt“ werden. Nach Aufgabe  
der Nutzungsrechte durch die Angehörigen  
werden die Kosten für die Erhaltung der 
Grabstätten durch die Stadt Konstanz ge-
tragen. Die weitere Pflege der Grabstätten 
durch die Angehörigen ist auf Wunsch der 
Familien möglich. 
Im Januar 2013 beantragte der Zentralrat bei  
der Stadt Frankfurt, das Grab des verdienten  
Frankfurter Bürgers Herbert Ricky Adler,  
der Auschwitz überlebte und nach dem in  

Frankfurt eine Straße benannt wurde, zum  
Ehrengrab zu ernennen. Ricky Adler ver-
starb im Jahr 2004 und hat nur ein einfa- 
ches Urnengrab. Die Angehörigen bemühen  
sich um die Umbettung der Urne in die 
Familiengrabstätte. Diese sollte nach der  
Umbettung mit einem entsprechenden Hin- 
weis auf das Verfolgungsschicksal Herbert 
Adlers und sein Wirken nach 1945 als Ehren- 
grab erhalten werden. Eine Entscheidung 
der zuständigen Stellen steht noch aus.

Quelle: Südkurier vom 15.09.2012
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 5.3 Denkmalschutz

Es gehört zu den allgemeinen Grundsätzen  
des Gräberrechts, dass „Friedhofsanlagen 
von geschichtlichem (…) Wert so lange als  
möglich erhalten und gepflegt werden“.10 
Grabmale sollen von den zuständigen staat- 
lichen Stellen geschützt werden, wenn es  
sich bei diesen um Denkzeichen von ge-
schichtlicher und volkskundlicher Bedeu- 
tung handelt. Das Gräberrecht definiert 
dies als Aufgaben der „allgemeinen Kultur- 
pflege“.11 Die Bestimmung der zu schützen- 

10 Gaedke, Jürgen/Diefenbach, Joachim: Handbuch des 

Friedhofs- und Bestattungsrechts, Köln 2010, S. 56, Rdn. 14 ff.

11 Ebd., S. 57 Rdn. 15 . Vergleiche auch: Ebd. S. 209, Rdn. 55.

den Grabstätten erfolgt jeweils durch ent-
sprechende Einzelentscheidungen der zu-
ständigen Denkmalschutzbehörden. Die 
Gemeinden übernehmen in diesem Fall im  
Einvernehmen mit den für die Denkmal-
pflege zuständigen staatlichen Stellen den 
Denkmalschutz für einzelne Grabmale. 
Auf Grund ihrer besonderen Geschichte 
sind die wenigen in Deutschland existie- 
renden Grabstellen holocaustüberlebender  
Sinti und Roma ohne Frage historisch er-
haltenswerte Anlagen, die unter Gesichts-
punkten des Denkmalschutzes erhalten 
werden können. In Hessen wird der Erhalt  
der Grabstätten NS-verfolgter Sinti und 

↑ Grabstätte Ricky Adler in Frankfurt

Eine schlichte in den Boden eingelassene Grabplatte erinnert 

an den verdienten Frankfurter Bürger Herbert Ricky Adler.  

Die Angehörigen streben die Umbettung der Urne in die 

Familiengrabstätte an.
© Zentralrat Deutscher Sinti und Roma
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Roma in Umsetzung der Rahmenverein-
barung vom Land primär über den Denk-
malschutz angestrebt. Aber auch einzelne 
Kommunen in anderen Bundesländern ha-
ben den Schutz der Grabstellen auf diese 
Weise ermöglicht.
Im Hinblick auf eine bundesweite Rege-
lung zum Erhalt der Grabstätten nach den 
Bestimmungen des Denkmalschutzes wies 
der Zentralrat in einer Stellungnahme vom  
7. September 2015 an das Bundesministe-
rium des Innern und das Bundesfamilien-
ministerium auf die dabei zu beachtenden 
Schwierigkeiten und Erfordernisse hin. So  
sind die denkmalschutzrechtlichen Bestim-
mungen in den verschiedenen Bundeslän-
dern sehr unterschiedlich. In manchen 
Bundesländern (z.B. Hessen) geben die Denk- 
malschutzgesetze den Behörden die Mög-
lichkeit, die Maßnahmen zum Schutz der  
jeweiligen Grabstätte im Einvernehmen  
mit den Hinterbliebenen angemessen zu 
gestalten. In anderen Bundesländern wird  
den Angehörigen bei einer Unterschutzstel-
lung das Nutzungsrecht an der Grabstelle 
jedoch vollständig entzogen. Dies kann zur 
Folge haben, dass die Hinterbliebenen die  

Familiengräber nicht weiter pflegen können,  
Hinzubestattungen nicht mehr möglich 
sind und Veränderungen an der Grabstätte  
(etwa mit Erinnerungstafeln, Kreuzen, Figu- 
ren oder Grabsteininschriften) untersagt 
werden. Eine solche Vorgehensweise wäre 
nicht geeignet und würde dem besonderen  
Zweck des Schutzes der Gräber als Familien - 
gedächtnisstätten nicht gerecht.
Eine weitere Schwierigkeit kann darin be- 
stehen, dass nach den verschiedenen Denk- 
malschutzbestimmungen der Länder auch 
unterschiedliche Entscheidungskriterien  
zur Unterschutzstellung existieren, die dazu  
führen, dass von Bundesland zu Bundes- 
land (bei zum Teil gleichgelagerten Fällen)  
unterschiedlich entschieden wird. Eine bun- 
desweite Regelung zum Erhalt der Grabstät- 
ten über den Denkmalschutz würde daher 
voraussetzen, dass die Denkmalschutzge-
setze vereinheitlicht und mit einer gesetz-
lichen Bestimmung versehen werden, die 
den besonderen Schutz als Familiengedächt- 
nisstätten sicherstellt.
Im Folgenden sollen exemplarisch vier Fäl-
le einer erfolgreichen denkmalschutzrecht-
lichen Überprüfung vorgestellt werden.
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↘ Sinti-Kapelle in Osendorf 

Die Stadt Halle bereitet derzeit die denkmalgerechte  

Sanierung der Kapelle vor. 

© LDA Sachsen-Anhalt/ Sabine Meinel

 5.3.1 Halle

Die Stadt Halle stellte im Jahr 1998 eine steinerne Sinti-Kapelle unter 
Denkmalschutz, die im Jahre 1915 auf dem zwischenzeitlich aufgelassenen  
Friedhof Osendorf errichtet wurde. An der Stirnseite des Mausoleums 
erinnert eine Inschrift mit Geburts- und Sterbedaten an die NS-Verfolgten  
Paul und Wilhelm Ernst und Rudolf Wesel, deren Urnen in den Jahren 
1937 bzw. 1946 in der Kapelle beigesetzt wurden. Bei der Kapelle handelt 
es sich nach Auskunft des Landesamtes für Denkmalpflege um das einzi-
ge bekannte von deutschen Sinti erbaute Gebäude in Mitteldeutschland. 
In der denkmalschutzrechtlichen Begründung wird betont, dass das Bau-
werk „aus geschichtlichen Gründen“ erhaltenswert sei.
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 5.3.2 Kaiserslautern

In Rheinland-Pfalz wurde die Familiengruft der Musiker-Familie Franz 
auf dem Hauptfriedhof in Kaiserslautern von der Stadt am 01.11.2002 unter  
Denkmalschutz gestellt. In der Begründung des Denkmalschutzbeauftrag- 
ten der Stadt heißt es, dass das Grab es verdiene, „als Gedenkstätte der in 
der NS-Zeit verfolgten Sinti und Roma unbedingt erhalten zu werden“.

In der Gruft der Musikerfamilie Franz 

wurden die Holocaustüberlebenden 

Berta Franz, deren Söhne Emil und 

Rankali und die Töchter Patschka und  

Fitzela beigesetzt. An den Vater Robert  

Franz und zwei der Söhne, die den 

Holocaust nicht überlebt haben, wird 

auf dem Grab mit einer Gedenktafel 

erinnert. Albert und Paul Franz, die 

beiden ältesten Söhne des Ehepaares 

Berta und Robert und beide Teilnehmer  

des Ersten Weltkrieges, wurden 1936 

auf Grund ihrer Minderheitenzugehö- 

rig keit durch die Gestapo verhaftet  

und nach Auschwitz deportiert, wo sie 

erschossen wurden. Den übrigen 

Familienmitgliedern gelang die Flucht, 

zuerst nach Polen, wo der Vater Robert  

Franz verstarb, dann über Tschechien 

nach Jugoslawien und schließlich 

von dort nach Italien, wo sie in den 

Tiroler Bergen den Zweiten Weltkrieg 

unter großen Gefahren überlebten. 

Drei Jahre nach Kriegsende zog die 

Mutter mit ihren Kindern zurück nach 

Deutschland in der Hoffnung, die 

Söhne wiederzufinden. Dort erfuhr sie 

von ihrem Tod. 
© Emran Elmazi

↑ Gruft der Musikerfamilie Franz in Kaiserslautern
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↘ Gedenkstein auf der Familien-
gedächtnisstätte Franz

Unter dem Gedenkstein zum Andenken  

an den in Auschwitz erschossenen  

Albert Franz der in Stein gemeißelte 

Satz: „Ermordet in Auschwitz“.
 

© Emran Elmazi

← Gedenkstein auf der Familien-
gedächtnisstätte Franz

Gedenkstein zum Andenken an den  

in Auschwitz erschossenen Paul Franz.  

Über dem Namen findet sich eine in 

Stein gemeißelte Geige – das Musik- 

instrument, das Paul Franz spielte. 

Darunter der Schriftzug „Ermordet  

in Auschwitz“.
© Emran Elmazi
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 5.3.3 Stuttgart

In Stuttgart wurde das Grab des Holocaustüberlebenden Gabriel Reinhardt  
auf Initiative der Stadt im Jahre 2009 in die Liste der erhaltenswerten 
Gräber aufgenommen. Begründet wurde die Entscheidung mit der sehr 
schönen Gestaltung der Grabstätte und dem Personenbezug in Form einer  
Geige auf dem Holzgrabmal.

Seit mehreren Jahren setzt sich der Zentralrat darüber hinaus für den Erhalt 
des Grabes des Holocaustüberlebenden Johann Kaufmann ein, der ebenfalls 
in Stuttgart bestattet ist, und bei dessen Grabstelle nach Überzeugung des 
Zentralrats die gleichen Voraussetzungen zur Unterschutzstellung gegeben  
sind wie bei der Grabstätte Reinhardt. Das Staatsministerium Baden-Würt- 
temberg unterstützte in einem Schreiben an die Stadt Stuttgart ausdrück-
lich die Aufnahme der Grabstätte Kaufmann in die Liste der erhaltenswerten  
Gräber. Eine Entscheidung in der Sache steht jedoch noch aus.

→ Grab des Holocaustüberlebenden  
Gabriel Reinhardt in Stuttgart

 

© Landeshauptstadt Stuttgart
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Der Musiker Johann Kaufmann wurde 

unter den Nationalsozialisten in einem 

Konzentrationslager im Schwarzwald 

inhaftiert und musste schwerste 

Zwangsarbeit leisten. Die auf dem Grab- 

stein eingravierte Geige verweist auf  

← Gedenktafel auf der Grabstätte 
Kaufmann in Stuttgart

Mit einer separat angebrachten 

Gedenktafel erinnert die Witwe des 

Verstorbenen an das Verfolgungs-

schicksal ihres Mannes und weiterer 

Familienangehöriger.
© Jara Kehl

den Beruf des Verstorbenen. Eingelas-

sen in den Grabstein und geschützt 

durch ein kleines Gitter findet sich zu- 

dem eine handgeschnitzte Marienstatue.

© Jara Kehl

↗ Grabstätte Johann Kaufmann in Stuttgart
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 5.3.4 Burladingen 

Am 17. Oktober 2012 wurde im Rahmen einer würdigen Feier und mit der  
Anbringung einer Gedenktafel die Grabstätte der Familie Reinhard auf dem  
Friedhof der Stadt Burladingen/Zollernalbkreis in Baden-Württemberg 
durch das Regierungspräsidium Tübingen unter Denkmalschutz gestellt. 
Die Ruhestätte Reinhard sollte im Mai 2010 auf Grund abgelaufener Nut- 
zungsrechte (Ruhezeiten) abgeräumt werden. Obgleich die Familie aus-
drücklich den Erhalt des Grabes wünschte, leitete die Stadtverwaltung 
ein Zwangsverfahren zur Räumung der Grabstätte ein, gegen das sich der  
Zentralrat auf Bitten der Familie vor dem Verwaltungsgericht Sigmarin-
gen zur Wehr setzte. Als das baden-württembergische Staatsministerium 
eingeschaltet wurde, konnte die Räumung der Grabstätte erfolgreich ab-
gewendet werden. 

↑ Feier anlässlich der Unterschutzstellung der  
Grabstätte Reinhard in Burladingen

An der Feier nahmen der Vorsitzende des Zentralrats,  

Romani Rose, die stellvertretende Regierungspräsidentin 

aus Tübingen, Grit Puchan, sowie zahlreiche Angehörige  

und Gäste und Vertreter der Presse und des Fernsehens teil.

© Zentralrat Deutscher Sinti und Roma
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Auf der Grabstätte wird mit einer 

Erinnerungstafel an das Verfolgungs-

schicksal der dort Bestatteten mit 

folgenden Worten gedacht: „Die hier 

bestatteten Mitglieder der Familie 

Reinhard wurden im Zuge der national- 

sozialistischen Völkermordverbrechen 

In dem Grab sind die Holocaustüberlebenden Kreszentia und Adolf Rein-
hard und zwei ihrer Kinder, Georg und Martina Reinhard, bestattet. In der  
Grabstätte befindet sich außerdem die Urne mit der Asche des im Kon-
zentrationslager Natzweiler bei Straßburg ermordeten Joseph Reinhard, 
dem ältesten Sohn von Adolf und Kreszentia. Joseph Reinhard war einer 
von vielen Angehörigen der Minderheit, die in den Konzentrationslagern  
Opfer medizinischer Menschenversuche wurden und an deren Folgen  
verstarben. Seine Frau Elise und die beiden gemeinsamen Kinder wurden  
im Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz ermordet. Die Grab- 
stätte wurde vom Land Baden-Württemberg „aufgrund ihrer geschicht-
lichen Bedeutung“ unter Denkmalschutz gestellt und „soll dauerhaft auf 
das Verfolgungsschicksal der Familie, aber darüber hinaus auf die Ver-
brechen der NS-Diktatur an den Sinti und Roma“ erinnern.12 

verfolgt. In dem Grab befindet sich  

die Urne von Josef Reinhard. Er wurde 

1944 im KZ Natzweiler ermordet. 

Seine Frau Elise und die beiden Kinder 

starben in Auschwitz-Birkenau. Für sie 

gibt es keine Grabstätte.“  

© Zentralrat Deutscher Sinti und Roma

↑ Familiengrabstätte Reinhard in Burladingen

12 Pressemitteilung des Regierungs-

präsidiums Tübingen vom 15.10.2012
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Im Folgenden sollen die grundsätzlichen Anforderungen skizziert werden,  
denen bei der Ausgestaltung einer Regelung zum Erhalt der Grabstätten 
Rechnung getragen werden sollte: 

 6.1 Unbefristetes Ruherecht

Bund, Länder und Kommunen verpflichten sich grundsätzlich, die Grab- 
stät ten der deutschen Sinti und Roma, die Opfer der nationalsozialistischen  
Verfolgungsmaßnahmen geworden sind, als Familiengedächtnisstätten 
anzuerkennen und dauerhaft zu erhalten. Den Grabstätten soll nach Ablauf  
der regulären Ruhezeiten auf Antrag der Angehörigen ein ewiges Ruhe- 
recht eingeräumt werden. In den Fällen, in denen keine Angehörigen mehr  
vorhanden sind, sollen die Kommunen diese Gräber erhalten, bzw. soll  
die Antragstellung auch durch Opferverbände möglich sein. Insbesondere  
muss sichergestellt werden, dass in Fällen, in denen Friedhofsordnungen 
nach bestimmten Zeitabläufen keinerlei Verlängerungen für Ruhezeiten 
zulassen (Reihengräber), Gräber nicht beseitigt werden. 
Das unbefristete Ruherecht muss nach Ablauf der Ruhezeiten grundsätz-
lich auch in dem Falle gelten, wenn in Familiengräbern oder -gruften neben  
den NS-Verfolgten auch nicht verfolgte Familienangehörige beerdigt sind  
oder beerdigt werden sollen. Auf Grund der gegebenen kulturellen Tradi-
tionen werden von den Familien der deutschen Sinti und Roma Familien- 
angehörige überwiegend zusammen bestattet. Dieser Tradition ist durch 
die Erfahrung des Holocaust ein neuer Stellenwert zugewachsen, der die 
Identität der Minderheit nachhaltig prägt.

 6.2 Gebühren

Den Angehörigen sollen nach Ablauf der regulären Ruhezeiten keine 
Kosten mehr für die Grabverlängerung entstehen. 

 6.3 Hinzubestattung

Bei den vorhandenen Gräbern soll auch nach Unterschutzstellung auf 
Wunsch der Angehörigen eine Hinzubestattung möglich sein. Die Nut-
zungsgebühr soll bei Hinzubestattungen anteilig nur für die zuletzt be-
stattete Person erhoben werden, d.h., bei einer Beilegung in mehrstellige 
Grabstellen und der dann nötig werdenden Grabverlängerung sollen für 
bereits in einer Grabstätte bestattete Personen, die NS-Verfolgte waren, 
keine weiteren Gebühren anfallen. 
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 6.4 Pflege und Gestaltung der Grabstellen

Die Pflege und individuelle Gestaltung der Grabstätten ist für die deut-
schen Sinti und Roma ein zentraler Aspekt ihrer kulturellen Identität und  
ein Ausdruck der würdigen Erinnerung an ihre Toten. Ihr kommt eine 
große emotionale Bedeutung zu. Die Pflege der Grabstellen wird daher in 
der Regel von den Angehörigen selbst geleistet und soll den Familien in 
jedem Fall auch nach Unterschutzstellung der Gräber weiter ermöglicht 
werden. Nur wenn Angehörige die Pflege geschützter Gräber nicht mehr 
leisten können, soll diese durch die Kommunen übernommen werden. 

 6.5 Instandhaltung

Nach Unterschutzstellung der Grabstellen soll deren Erhalt durch die 
Kommunen sichergestellt werden.

 6.6 Bestattung in Gruften

Vor dem Hintergrund der Verfolgungsmaßnahmen und des Völkermordes  
an den Sinti und Roma mögen die Friedhofsträger Rücksicht auf die be-
sonderen Belange der betroffenen Familien nehmen, insbesondere im 
Hinblick auf die Zulassung der Bestattung in Gruften.

 6.7 Umbettungen 

Kann eine Grabstätte zum Beispiel durch Liegenschaftsveränderungen 
nur durch deren Umbettung erhalten werden, soll dies durch die Kom-
munen sichergestellt und dafür die Kosten übernommen werden. 

 6.8 Anbringung von Erinnerungstafeln

Den Familien sollte auf Wunsch gestattet werden, an den betreffenden 
Grabstellen eine Tafel anzubringen, die an das Verfolgungsschicksal der 
dort bestatteten Angehörigen erinnert. Auch die Gemeinden sollen nach 
Absprache mit den Angehörigen die Möglichkeit haben, auf dem Friedhof  
mit entsprechenden Hinweistafeln auf die als Familiengedächtnisstätten 
und öffentliche Lernorte ausgewiesenen Grabstätten zu verweisen. 
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↖ Grabstätte Lehmann in Bayern

Ritta Lehmann überlebte das Konzen- 

trations- und Vernichtungslager 

Auschwitz-Birkenau. Auf dem Grab 

wird in charakteristischer Weise  

mit einem Medaillon an den Verstor-

benen und seine Frau erinnert.  

© Verband Deutscher Sinti und Roma, 

Landesverband Bayern e.V.
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Das Kriterium für die Gewährung eines ewigen Grabrechts ist das durch 
die Entschädigungsbehörden (oder durch andere amtliche Dokumente)  
belegte Schicksal der Bestatteten als Verfolgte des Nazi-Regimes. Der  
Zentralrat Deutscher Sinti und Roma hat in allen aktuellen Fällen, in de- 
nen Grabrechte abgelaufen waren, gegenüber den verschiedenen Fried-
hofsträgern das Verfolgungsschicksal der dort beerdigten Personen im 
Nationalsozialismus nachweisen können. Das gilt nach Einschätzung 
des Zentralrats für fast alle in Frage kommenden Grabstätten, denn die 
Schicksale der Betroffenen sind in Akten und Dokumenten vor allem der 
Entschädigungsbehörden vielfach dokumentiert. Nur in Ausnahmefällen  
kann die Verfolgung nicht mehr durch amtliche Dokumente nachgewie-
sen werden. In diesen Fällen wird das Verfolgungsschicksal durch Zeu-
genaussagen bestätigt.
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 8.2 Unterstützende Erklärungen und Stellungnahmen
 8.2.1 Position der Bundesregierung 



69



 8.2.2 Stellungnahmen von Bundesrat und Ländern
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 8.2.3 Position der kommunalen Spitzenverbände
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 8.2.4 Unterstützung durch nationale und  
  internationale Verfolgtenorganisationen
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 8.3 Mediale Berichterstattung zum Thema

In Burladingen ist gestern in ei-
ner Feier das Grab der Sinti-Fa-
milie Reinhardt, die dem Holo-
caust zum Opfer gefallen war,
unter Denkmalschutz gestellt
worden. Rathausvertreter lie-
ßen sich dabei nicht blicken.

RAIMUND WEIBLE

Burladingen. Josef Reinhardt war ei-
ner der vielen Sinti und Roma, die
Opfer medizinischer Experimente
von NS-Ärzten wurden. Die Medizi-
ner infizierten den Mann aus Burla-
dingen (heute Zollernalbkreis) 1944
im Nebenlager Kochem des Konzen-
trationslagers Natzweiler (Elsaß)
mit Fleckfieber und setzten den
Häftling Gasversuchen aus. Dort
starb er am 31. August 1944 31-jäh-
rig unter Qualen. Seine Hinterblie-
benen erhielten die Urne mit der
Asche des Toten und bestatteten sie
in ihrem Familiengrab auf dem
Stadtfriedhof von Burladingen.

Dieses Grab sollte wegen des Ab-
laufs der Ruhezeit des zuletzt ver-
storbenen Familienmitglieds abge-
räumt werden. Bereits vor drei Jah-
ren hatte die Stadtverwaltung das
Grab einer Sinti-Frau aufgehoben.
Sie hatte die Lagerhaft in Auschwitz
überlebt, jedoch ihr Kind verloren.

Im aktuellen Fall Reinhardt leite-
te die Stadtverwaltung ein Zwangs-
verfahren ein, gegen das sich die
Hinterbliebenen vor dem Verwal-
tungsgericht Sigmaringen zur Wehr

setzten. Erst als der Zentralrat Deut-
scher Sinti und Roma das baden-
württembergische Staatsministe-
rium einschaltete, wurde die Räu-
mung abgewendet.

Das Regierungspräsidium Tübin-
gen stellte das Grab unter Denkmal-
schutz. Gestern segnete der katholi-
sche Pfarrer Konrad Bueb die Grab-
stätte im Beisein des Zentralratsvor-
sitzenden Romani Rose und der Tü-
binger Regierungsvizepräsidentin
Grit Puchan. An der Feier nahm
kein Vertreter der Kommune teil,
was Befremden auslöste. Die Groß-

nichte Josef Reinhardts, Maria Win-
ter-Jordan, zeigte sich bestürzt. „Un-
fassbar“ sei das, sagte sie. Von Bür-
germeister Harry Ebert war keine
Stellungnahme zu erhalten.

Der Zentralrat setzt sich seit lan-
gem dafür ein, dass die Gräber der
NS-verfolgten Sinti und Roma auf
Dauer erhalten werden. Diese Grab-
stätten seien für die Familien, aber
auch für das Gedenken an die Opfer
des Holocausts, für die es keine
Grabstätten gibt, von großer Bedeu-
tung. Die baden-württembergische
Regierung unterstützt dieses Anlie-

gen. Zusammen mit drei anderen
Bundesländern hat das Land ver-
gangenen Donnerstag im Bundes-
rat einen Entschließungsantrag ein-
gebracht, um eine bundesweite Re-
gelung für den dauerhaften Erhalt
der Gräber von Opfern nationalso-
zialistischer Verfolgung zu errei-
chen. Der Antrag wurde im Bundes-
rat einstimmig angenommen.

Am 24. Oktober wird in Berlin das
Denkmal enthüllt, das an die Sinti
und Roma erinnert, die Opfer des
Holocausts geworden sind. 500 000
Sinti und Roma wurden aus rassen-
ideologischen Gründen ermordet.
Rose wertet das Denkmal auch als
Signal an die Diplomaten von Län-
dern, in denen diese Volksgruppe
wieder verfolgt werde.

An das Grab der Reinhardts an
der südwestlichen Ecke des Burla-
dinger Friedhofs wurde eine Tafel
angebracht, welche das Schicksal
der Familie beschreibt. Rose zu-
folge soll das Grab in Burladingen
kein Anklageort, sondern ein
Gedenkort sein. „Ich bin sicher“,
sagte er, „dass die Burladinger Bür-
ger dieses Grab annehmen.“

Das Grab erinnert auch an Rein-
hardts Frau Elise und seine beiden
Kinder, die in Auschwitz ermordet
worden sind. Die Familie war im
März 1943 in Burladingen verhaftet
und nach Auschwitz deportiert wor-
den. Für Frau und Kinder gibt es
keine Begräbnisstätte. Grit Puchan
sagte, die Gedenkstätte sei nicht
nur für die Familie wichtig, sondern
auch im öffentlichen Interesse.

Bestürzung und Befremden über Abwesenheit der Stadtverwaltung: Feierstunde
vor dem Grab der Sinti-Familie Reinhardt in Burladingen.  Foto: Klaus Franke

Ein Grab als Ort der Erinnerung
Sinti-Ruhestätte unter Denkmalschutz – Burladinger Stadtverwaltung bleibt der Feier fern

Quelle: Südwest Presse vom 18.10.2012 

Quelle: Abdruck mit freundlicher Genehmigung der Rhein-Zeitung (Artikel erschienen am 07.09.2013)
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Quelle: Weser Report vom 22.06.2014

Quelle: Mannheimer Morgen vom 30.07.2015 
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Quelle: Rhein-Neckar-Zeitung vom 02.07.2014
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Quelle: epd-Meldung vom 07.07.2014
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Quelle: KREISZEITUNG Böblinger Bote vom 25.06.2015

Quelle: KREISZEITUNG Böblinger Bote vom 18.09.2015
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 8.4 Pressemitteilungen des Zentralrats

Zentralrat  
Deutscher Sinti und Roma 
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Bremeneckgasse 2,  
69117 Heidelberg 
 
Tel : +49 6221 – 98 11 01 
Fax : +49 6221 – 98 11 90 
 
zentralrat@sintiundroma.de 
www.sintiundroma.de 

An die 
Redaktionen 
Aktuelles und Politik-Inland 
                                                                                                                

 2. März 2009 

P R E S S E M I T T E I L U N G 

Staat soll Grabstätten verstorbener Holocaust-Überlebender der Sinti und Roma als 
Gedenkorte erhalten - Zentralrat bittet Bundeskanzlerin Merkel um Vermittlung 

Bund, Länder und Gemeinden sollen eine gemeinsame Initiative unternehmen für den 
Schutz und die Erhaltung von Grabstätten verstorbener Sinti und Roma, die überlebende 
Opfer des Holocaust waren. Dazu bat heute der Vorsitzende des Zentralrats Deutscher Sinti 
und Roma, Romani Rose, Bundeskanzlerin Angela Merkel in einem Schreiben um ihre 
Vermittlung für eine geeignete bundesweite Regelung, die mit Ländern und Kommunen 
abgestimmt wird.  

Sinti- und Romafamilien stehen in der letzten Zeit zunehmend vor dem Problem, dass die 
Grabstätten ihrer Angehörigen, die Holocaust-Überlebende waren, aufgrund abgelaufener 
Fristen (Ruhezeiten) nach den üblichen Friedhofsordnungen beseitigt werden sollen, so 
Rose. In anderen Fällen würden Verlängerungsgebühren gefordert, die von den Betroffenen 
nicht getragen werden können. Die Erhaltung von Grabstätten als denkmalgeschützte 
Gräber auf Dauer und ohne zeitliche Befristung sei bisher nur in Einzelfällen, insbesondere in 
Rheinland-Pfalz, anerkannt. Aufgrund der historischen Verantwortung sollte für solche 
Gräber von Sinti und Roma, in denen Holocaust-Opfer beerdigt sind, ein dauerhaftes 
Ruherecht ohne zeitliche Befristung eingeräumt werden, fordert der Zentralrat. Diese 
Grabstätten sollten auf Antrag der Angehörigen als geschützte Gräber von Opfern der 
Gewaltherrschaft anerkannt werden. Angehörige sollten auch beantragen können, dass die 
Grabpflege durch die Stadt/Kommune übernommen wird – insbesondere, wenn die 
Angehörigen selbst verstorben sind. 

Die Präsidenten des Deutschen Städtetages und des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes, die Oberbürgermeister Christian Ude und Christian Schramm, 
unterstützten bereits in einem Schreiben an die zuständige Bundesfamilienministerin Ursula 
von der Leyen das Anliegen des Zentralrats, ebenso wie am 19. Dezember 2008 Saarlands 
Ministerpräsident Peter Müller als Bundesratspräsident in einem Gespräch mit dem 
Zentralrat. Bundesministerin von der Leyen sagte dem Zentralrat noch kein Gespräch zu. 

Sinti und Roma in Deutschland waren – wie die Juden – Opfer des nationalsozialistischen 
Völkermordes. 500 000 Angehörige der Minderheit fielen dem Holocaust zum Opfer. 
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Zentralrat 

Deutscher Sinti und Roma

13. Dezember 2010
Pressemitteilung 

Zentralrat Deutscher Sinti und Roma erinnert an die Opfer des NS-Völkermords :

Delegation übergibt im Bundesrat Appell zur Erhaltung der Gräber von NS-
verfolgten Sinti und Roma am 17. Dezember 2010

Einladung zur 
Gedenkveranstaltung in der Gedenkstätte Sachsenhausen am 17. Dezember 2010

Romani Rose weist auf die Notwendigkeit von Schutz und Erhaltung der Grabstätten von NS-
verfolgten Sinti und Roma hin. Diesen Gräbern drohe wegen abgelaufener Grabrechte die 
endgültige Beseitigung. Eine Delegation von 22 Holocaust-Überlebenden übergibt am 17. 
Dezember 2010, 09.20 Uhr im Bundesrat unmittelbar vor der Gedenkstunde einen Appell an 
Bundesratspräsidentin Hannelore Kraft.  Die Delegation bittet um eine Initiative für eine 
entsprechende bundesweite Regelung, auf die die Angehörigen vertrauen können. Viele 
Persönlichkeiten – unter ihnen 26 Bundestagsabgeordnete aus allen Fraktionen und Vertreter von 
Wirtschaft und Medien und Wirtschaft wie MLP-Gründer Manfred Lautenschläger und Friede 
Springer – unterstützten als Erstunterzeichner diesen Appell.

Kulturstaatssekretär Martin Gorholt  als Vertreter der brandenburgischen Landesregierung und 
Romani Rose, Vorsitzender des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma, erinnern an den 
Völkermord an Sinti und Roma während des Nationalsozialismus.  
In der Gedenkstunde im ehemaligen Konzentrationslager Sachsenhausen wird der Auschwitz-
Überlebende und frühere Häftling des NS-Konzentrationslagers Sachsenhausen, Hermann 
Höllenreiner, sprechen. Hermann Höllenreiner wurde im Jahre 1943 im Zuge der familienweisen 
Deportationen von Sinti und Roma als Kind von neun Jahren nach Auschwitz verschleppt  und 
verlor während des Dritten Reichs viele Familienangehörige. Im Winter 1944 brachte ihn die SS in 
das KZ Sachsenhausen, wo er schließlich von der russischen Armee befreit wurde. 

Die Delegation der Überlebenden versammelt sich am 17. Dezember 2010 um 12.00 Uhr am 
„Turm A“ (Eingang).  
Die Gedenkfeier beginnt um 12.30 Uhr am zentralen Gedenkort „Station Z“.
Es werden sprechen :
Prof. Dr. Günter Morsch, Direktor der Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten
Hermann Höllenreiner, Überlebender des KZ Sachsenhausen und von Auschwitz
Martin Gorholt, Kulturstaatssekretär 
Romani Rose, Vorsitzender des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma.
Anschließend findet die Kranzniederlegung für die Opfer des Holocaust statt.

Am 16. Dezember 1942 unterzeichnete Himmler den sogenannten „Auschwitz-Erlaß“, der die 
Deportation von Sinti und Roma aus ganz Europa in das Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau 
anordnete.  Vom März 1943 an wurden fast 23.000 Sinti und Roma nach Auschwitz deportiert; die 
meisten von ihnen wurden dort ermordet.  

Zentralrat Deutscher Sinti und Roma e.V. Tel : +49 6221 – 98 11 01 zentralrat@sintiundroma.de
Bremeneckgasse 2, Fax : +49 6221 – 98 11 90 www.sintiundroma.de
69117  Heidelberg 
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3. Juni 2014 
 
P R E S S E M I T T E I L U N G 
 
Gräber von NS-verfolgten Sinti- und Roma-Familien schützen und erhalten –  
Forderung an Ministerpräsidenten der Länder 
 
In Schreiben an die Ministerpräsidentinnen und –präsidenten bat heute der Vorsitzende des 
Zentralrats Deutscher Sinti und Roma, Romani Rose, alle Bundesländer um eine gemeinsame 
Initiative zum Schutz und für die Erhaltung der Gräber von NS-verfolgten Sinti und Roma als 
Familiengedächtnisstätten. Rose bat die Regierungschefs, persönlich an dem von 
Bundesrats-Vizepräsident Volker Bouffier geleiteten Gespräch mit dem Zentralrat im 
Bundesrat am 10. Juli 2014 teilzunehmen, damit es jetzt nach den vielen Jahren der 
Verhandlungen zu einer Regelung kommt, an die sich bundesweit die Friedhofsträger halten 
können.  
 
Sinti- und Roma-Familien stehen zunehmend vor dem Problem, dass die Grabstätten ihrer 
Angehörigen, zu denen die verstorbenen Holocaust-Überlebenden gehören, aufgrund 
abgelaufener Fristen (Ruhezeiten) nach den üblichen Friedhofsordnungen endgültig beseitigt 
werden sollen. In anderen Fällen werden Verlängerungsgebühren gefordert, die von den 
Betroffenen nicht getragen werden können oder es sind keine unmittelbaren Angehörigen 
mehr vorhanden, die die Grabpflege leisten können. Neben den Präsidenten des Deutschen 
Städtetages und des Städte- und Gemeindebundes unterstützen auch Ministerpräsidenten 
und verantwortliche Politiker in den Ländern ausdrücklich eine Regelung, damit diese 
Grabstätten in öffentliche Obhut genommen und auf Dauer erhalten werden können. In 
einigen Bundesländern (Hessen, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Bremen) ist in 
vertraglichen Vereinbarungen bzw. einem Staatsvertrag mit den Landesverbänden deutscher 
Sinti und Roma ausdrücklich die Sicherstellung für den Erhalt der Grabstätten vereinbart 
worden. In vielen Fällen wurden betroffene Gräber inzwischen als Ehren- oder Dauergräber 
erhalten bzw. unter Denkmalschutz gestellt. In den übrigen aktuellen Fällen, in denen die 
Grabrechte jetzt abgelaufen sind, wurden die Entscheidungen über Gebühren und die 
Erhaltung im Hinblick auf die angestrebte allgemeine Regelung ausgesetzt. 
 
Die Erhaltung der Grabstätten ist für die Minderheit der Sinti und Roma Teil ihrer kulturellen 
Identität. Sie sind Familiengedächtnisstätten für die während des NS-Regimes – als einzige 
außer den Juden familienweise – verfolgten Mütter, Väter, Kinder und weiteren 
Angehörigen der Minderheit der Sinti und Roma. Im Hinblick darauf bildet der Schutz als 
Minderheit eine besondere rechtliche Verpflichtung. Für die meisten der im 
Nationalsozialismus ermordeten Familienangehörigen der Sinti und Roma gibt es nirgendwo 
eine Grabstelle. Auch ihrer wird an den wenigen vorhandenen Gräbern gedacht. 
 
Arnold Roßberg 
Justitiar 
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15. Juni 2015 
 
P R E S S E I N F O R M A T I O N  
 
Gräber von NS-verfolgten Sinti- und Roma-Familien gesetzlich schützen und 
erhalten -  
Termin beim Bundesrat am 19. Juni 2015, 14.30 Uhr 
 
Sinti- und Roma-Familien stehen zunehmend vor dem Problem, dass die Grabstätten ihrer 
Angehörigen, zu denen die verstorbenen Holocaust-Überlebenden gehören, aufgrund 
abgelaufener Fristen (Ruhezeiten) nach den üblichen Friedhofsordnungen endgültig beseitigt 
werden.  Der Zentralrat fordert vom Bund und den Ländern eine gesetzliche Regelung in 
Form eines „ewigen Ruherechts“ zum Erhalt der Grabstätten als Familiengedächtnisstätten. 
Dazu findet am kommenden Freitag ein Gespräch des Bundesrates unter Leitung von 
Bundesratspräsident Volker Bouffier mit dem Zentralrat und den Landesverbänden 
Deutscher Sinti und Roma in Berlin statt. 
 
Zentralratsvorsitzender Romani Rose steht nach Ende des Gesprächs  
am 19. Juni 2015 um 14.30 Uhr vor dem Bundesrat, Leipziger Straße 3 – 4, in Berlin  
für Fragen von Journalisten zur Verfügung. 
 
Vor dem Hintergrund der Zusagen von Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und 
Bundesinnenminister Thomas de Maizière, die vom Zentralrat vorgeschlagene Lösung einer 
Ergänzung des Gesetzes zum Rahmenübereinkommen für den Schutz nationaler Minderheit 
positiv zu prüfen, soll der Bundesrat eine rasche Umsetzung dieser Lösung in die Wege 
leiten.  Da es in die Zuständigkeit der Bundesländer fällt, die dann bundesweit geltende 
Regelung zum Erhalt der Grabstätten umzusetzen, soll der Bundesrat in seiner Sitzung am 
19. Juni 2015 eine entsprechende Entschließung verabschieden. 
 
Die Erhaltung der Grabstätten ist für die Minderheit der Sinti und Roma Teil ihrer kulturellen 
Identität. Sie sind Familiengedächtnisstätten für die während des NS-Regimes verfolgten 
Mütter, Väter, Kinder und weiteren Angehörigen – auch für die ermordeten 
Familienmitglieder, für die es keine Grabstätten gibt.  Im Hinblick darauf bildet auch das am 
22. Juli 1997 im Bundestag beschlossene „Gesetz zu dem Rahmenübereinkommen des 
Europarates zum Schutz nationaler Minderheiten“ (BT-Drucksache 13/6912) die 
Rechtsgrundlage für die entsprechenden Entscheidungen. 
 
Arnold Roßberg 
Justitiar 
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 8.5 Fotografien von Grabstätten

↗ Grabstätte Karl und Marie 
Schneeberger in Osterhofen

Die Eheleute überlebten beide das 

Konzentrations- und Vernichtungs- 

lager Auschwitz-Birkenau.  

© Verband Deutscher Sinti und Roma, 

Landesverband Bayern e.V.
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→ Grabstätte Josef und Julie 
Schneeberger in Osterhofen 

Die in dem Grab in Osterhofen bei- 

gesetzten Eheleute Josef und Julie 

Schneeberger überlebten beide das 

Konzentrations- und Vernichtungs-

lager Auschwitz-Birkenau. Auf dem 

Grab wird in charakteristischer Weise 

mit einem Foto in Medaillonform an  

die Eheleute erinnert. Auch findet sich 

mit der eingravierten Geige ein  

Bezug zum Beruf des Verstorbenen.  

© Verband Deutscher Sinti und Roma, 

Landesverband Bayern e.V.

← Familiengrabstätte  
Schneeberger in Osterhofen

In der Familiengrabstätte wurden die 

Holocaustüberlebenden Karl und  

Regina Schneeberger beigesetzt. Beide  

überlebten das Konzentrations- und 

Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau.  

Auf dem Grab wird in charakteristi- 

scher Weise mit einem Medaillon an  

die Verstorbenen erinnert. 

© Verband Deutscher Sinti und Roma, 

Landesverband Bayern e.V.
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→ Familiengrabstätte Heilig  
in Friedberg

Das Bild zeigt das Grab der Familie 

Heilig auf dem Friedhof Friedberg in 

Bayern. Auf dem Grabstein wird an die 

im Konzentrationslager Ravensbrück 

ermordete Mutter Anna Heilig erinnert. 
 

© Zentralrat Deutscher Sinti und Roma

← Grab der Theresia Winter 
in Ulm

Theresia Winter wurde im Mai 1940 

mit ihren Eltern und Geschwistern an 

ihrem Wohnort in Koblenz verhaftet 

und von dort ins nationalsozialistisch 

besetzte Polen deportiert. Dort war 

sie in verschiedenen Konzentrations-

lagern wie Belcez, Siedlce, Radom, 

Kniecpol und Sulejow inhaftiert. Auch 

auf ihrem Grab befindet sich eine 

Marienstatue mit Jesuskind. 

© Jara Kehl
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↖ Grabstätte Johanna Ernst 
in Bremen

Johanna Ernst war von 1943-1945 in 

einem Außenlager von Auschwitz- 

Birkenau interniert. Die in den Grabstein  

eingemeißelte Inschrift erinnert an die 

Leidensgeschichte der Verstorbenen 

und erbittet die „Ewige Ruhe“.
 

© Verband Deutscher Sinti und Roma, 

Landesverband Bremen
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↗ Grabstätte der Familie Grünholz im Saarland

Das Ehepaar Oskar und Anna Grünholz  

betrieb vor dem Krieg ein Wanderthea- 

ter. Nach der zwangsweisen Schlie-

ßung des Familienunternehmens durch  

die nationalsozialistischen Behörden 

verlor die Familie ihre Existenzgrund-

lage. Beide überlebten den NS-Terror 

durch Flucht und das Leben in der

Illegalität. Auf dem Grabstein wird 

durch ein eingehauenes Symbol 

(Theatervorhang) und die Inschrift 

'Theaterdirektor' auf den Beruf der  

Familie verwiesen. An die Verstorbe- 

nen wird in charakteristischer Weise 

mit Fotografien erinnert.  

© Diana Bastian
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→ Grabstätte Frieda Weiß 
in Hamburg

Frieda Weiß wurde ihn Cloppenburg 

festgeschrieben und musste dort 

Zwangsarbeit leisten.

© Zentralrat Deutscher Sinti und Roma

Rudolf und Selma Heilig und deren 

Kinder Alois und Georg überlebten die  

Verfolgungsmaßnahmen der National- 

sozialisten durch Flucht und das Leben  

in der Illegalität. Die Familie betrieb vor  

dem Krieg ein Wandertheater. Nach 

dem Ausschluss aus der Reichskultur- 

kammer konnte die Familie ihr Unter-

nehmen nicht weiter betreiben und 

verlor dadurch ihre Existenzgrundlage. 

Auf dem Grabstein wird durch die 

Inschrift 'Theaterdirektor' auf die Pro-

fession der Familie hingewiesen. Des 

Weiteren finden sich drei Fotografien 

der Verstorbenen in Medaillon-Form.
 

© Diana Bastian

↓ Grabstätte der Familie Heilig im Landkreis Straubing
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← Familiengrabstätte 
Steinberger in Ulm

Der aus dem Elsass stammende Karl 

Steinberger, von Beruf Händler und 

Musiker, wurde zusammen mit seiner 

Frau Amalie und ihrem gemeinsamen 

Sohn Ekhardt am 15. Mai 1940 in 

Koblenz verhaftet, im Sammellager 

Köln konzentriert und dann nach 

Polen deportiert, wo die Familie von 

Juni 1940 bis Februar 1944 in fünf 

verschiedenen Konzentrationslagern 

interniert war. Mit der Gestaltung  

des Grabes folgt die Familie der loka-

len Tradition der Ulmer Sinti.  

© Jara Kehl

↘ Grabstätte Ernst und Sonja 
Weiß in Hamburg

Auf Grund von Himmlers „Festschrei- 

bungserlass“ vom 17. Oktober 1939 

wurde Ernst Weiß in Hamburg festge-

schrieben und musste Zwangsarbeit 

leisten. Der Erlass des Reichssicher-

heitshauptamtes ordnete an, dass 

„Zigeuner und Zigeunermischlinge” 

bis auf weiteres ihren Wohn- bzw. 

Aufenthaltsort nicht mehr verlassen 

durften. Diese Maßnahme diente der 

Vorbereitung der späteren Depor-

tationen. Sonja Weiß überlebte das 

Konzentrations- und Vernichtungs- 

lager Auschwitz-Birkenau. 

© Zentralrat Deutscher Sinti und Roma
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↘ Grabstätte eines Holocaust-
überlebenden in Landau

Einer lokalen Tradition der Landauer 

Sinti folgend wurde für das Grab ein 

handgeschnitztes Holzkreuz gewählt. 

In der Vergangenheit arbeiteten 

zahlreiche Landauer Sinti-Handwerker 

beruflich mit Holzmaterialien und 

schnitzten auch die Holzkreuze für die 

Gräber ihrer Angehörigen selbst. 

© Verband Deutscher Sinti und Roma, 

Landesverband Rheinland-Pfalz





Schriftenreihe des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma 
(hrsg. von Romani Rose)

  Aktuelle Publikationen 

→ Band 6
Diskriminierungsverbot und Freiheit der Medien. 
Das Beispiel der Sinti und Roma, Dokumentation der zweiten Medien-
tagung des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma, deutsch und englisch, 
Heidelberg 2009.

→ Band 7
Gleichberechtigte Teilhabe für Sinti und Roma in Deutschland. 
Rahmenstrategie der Europäischen Union für die Verbesserung der Lage 
von Roma in Europa, deutsch und englisch, Heidelberg 2012.

→ Band 8
Verbot rassistisch diskriminierender Wahlkämpfe. 
Eine Bestandsaufnahme zur Auseinandersetzung über die NPD-Wahlpla-
kate gegen Sinti und Roma 2013, Heidelberg 2013.

→ Band 9
Schonung für die Mörder? 
Die justizielle Behandlung der NS-Völkermordverbrechen und ihre Be-
deutung für die Gesellschaft und die Rechtskultur in Deutschland. Das 
Beispiel der Sinti und Roma, Dokumentation einer Tagung in der Evange- 
lischen Akademie Bad Boll am 20./21. Mai 1992, hrsg. von Herbert Heuß, 
Arnold Roßberg, Evangelische Akademie Bad Boll, Heidelberg 2015.



„Unsere Gräber sind die letzten Spuren derer,  
die die Schrecken des Holocaust überlebt haben. Sie sind  

die Zeugen des Völkermords an den  
Sinti und Roma und als solche ein Vermächtnis für unsere  

Demokratie und unseren Rechtsstaat.“

 
Romani Rose 

Vorsitzender des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma
 

In Deutschland existieren schätzungsweise 2.600 Grabstätten von Überlebenden des natio- 
nalsozialistischen Völkermords an den Sinti und Roma. Der Zentralrat Deutscher Sinti 
und Roma setzt sich dafür ein, dass diese Gräber dauerhaft als Familiengedächtnisstätten 
und als öffentliche Lernorte in staatliche Obhut genommen werden. Die vorliegende 
Dokumentation erläutert den Stand der Umsetzung in den verschiedenen Bundesländern, 
die unterschiedlichen derzeit gegebenen Möglichkeiten für den Erhalt der Grabstätten 
und gibt einen Überblick über die seit 2004 andauernden Verhandlungen des Zentralrats 
mit Bund, Ländern und Kommunen in der Sache.
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